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W irk l. Geb. Rat Dr. K i r c h h o f f ,  G runew a ld-B erlin :
Is t  dauerndes G le ichgew icht im  preussischen Staatshaus­
ha lt ohne Steuererhöhung möglich?

D isko n tp o litik  I I I .
V on Geh. O berfinanzrat Dr. v. L u m m ,  B erlin .

Ist dauerndes Gleichgewicht im preussischen 
Staatshaushalt ohne Steuererhöhung möglich?

Die Ordnung der Staatsfinanzen ist keine Partei­
sache, sie geht jeden Preussen an, dem das Wohl seines 
Vaterlandes am Herzen liegt. Wer all die Wandlungen 
unserer stolzen Finanzen mit durchlebt hat, kennt zur 
Genüge die Kinderkrankheiten, die seit dem E intritt 
des verhältnismässig noch jungen Staatsbahnwesens in 
die preussische Staatswirtschaft iiberstanden werden 
mussten.

Als Preusse „bis in die Knochen“ habe ich diese 
Sorgen wie meine eigenen mitgetragen und dezennien­
lang an ihrer Heilung eifrig mitgearbeitet. Nun hat in 
der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 5. Februar d. J. 
der konservative Abgeordnete, Herr von Hennigs, bemerkt: 
Früher sei ich für solide Eisenbahnfinanzen, jetzt aber 
für die Dividendenempfänger, die Steuerzahler, einge- 
treteu. Hiernach glaube ich es m ir schuldig zu sein, 
in diesen Blättern noch einmal meinen Standpunkt kurz 
darzulegen.

Von konservativer Seite ist stets auf die Pflege 
guter Siaatsiinaüzen gehalten. Ich glaube deshalb, dort 
a if  'eine gerechte Beurteilung rechnen zu dürfen, zumal 

Beheben offenkundig auf das gleiche Ziel ge­
richtet ist. ’

£ Was haben w ir durchlebt? Ueberraschende Steige- 
ruijg der Eisenffahnüberschüsse; fehlende Schutzmass- 
regjeln, um den (iebergriff anderer Ressorts von diesen

Der Bauge ldvertrag (Fortsetzung).
V on D r. E rns t H a g e l b e r g ,  R echtsanwalt in  Berlin . 

G erich tliche Entscheidungen.
Bücherbesprechungen.
S ta tis tik  über die K ursbew egung an der B e rline r Börse n o tie rte r 

m arktgäng iger W ertpapiere im  3. und 4. Q uarta l 1911.

Ueberschiissen fernzuhalten; Unwirtschaftlichkeit und in 
deren Gefolge Fehlbeträge, Defizitanleihen.

Die Aufgabe war, der Wiederkehr solcher Missstände 
in Zukunft vorzubeugen.

Ist dies erreicht? Leider noch nicht. Zwar ist der 
richtige Grundsatz in der festen Abgrenzung des Eisen­
hahnbeitrags und Bildung eines leistungsfähigen Aus­
gleichsfonds gefunden, die Ausflihrungsmassregel aber, 
wie sie jetzt provisorisch getroffen ist, trägt die Gefahr 
der Wiederkehr solcher Missstände noch in sich, sie be­
darf deshalb einer Korrektur und zwar möglichst bald, 
um rechtzeitig vorbeugend zu wirken.

Ich stelle an die Spitze den Leitsatz: D e r
preussische S t a a ts h a u s h a l t  k a n n  und muss a n ­
ges ichts  der  in  g lä nzende r  E n t w i c k l u n g  be ­
g r i f f e n e n  S taa ts be t r i e be ,  insbesondere  d e r E i s e n -  
bahnen ohne j e d e  S te ue re rhö hung  dauernd  im 
G l e i c h g e w i c h t  g e fü h r t  werden.

Bei richtiger Disposition ist dies nach meiner Ueber- 
zeugung möglich. Die der Steuernovelle beigefügte 
Denkschrift stellt bereits einen Finanzplan für eine Reihe 
von Jahren aut. Einen solchen hatte ich bei meinem Vor­
schlag, dreijährige Wirtschaftsperioden einzuführen, als 
Unterlage gedacht. Um s o fo r t  zu einem ohne Steuer­
erhöhung balancierenden Staatshaushaltsetat zu gelangen, 
sollte das Eisenbahnextraordinarium, das zum Teil schon 
auf Anleihe übernommen ist, auch mit dem Restbetrag 
dorthin überwiesen, und der Betriebsetat dafür mit dem 
bei ihm verfügbar bleibenden Bestände dem Bauetat 
beitragspflichtig gemacht werden.
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Gewiss wäre es erwünscht, das Eisenbahnextraordi- 
narium — wie bisher —- aus laufenden Mitteln zu be­
streiten. Die differierenden 80 Millionen Mark fehlen 
aber bereits im Staatshaushalt und sollen durch eine 
dauernde Steuererhöhung und erhoffte weitere Einnahme- 
Verbesserung nicht nur eingebracht, sondern 
es sollen auch die Mehrbedürfnisse der nächsten 
Jahre durch die erwarteten hohem Steuererträgnisse und 
die mechanisch wachsenden Eisenbahnbeiträge gedeckt 
werden.

In dieser scheinbar solideren Finanzierung liegt die 
Gefahr einer weiteren Fortschleppung des chronischen 
Defizits und die Förderung der Unwirtschaftlichkeit.

Hierbei muss ins Auge gefasst werden:
Die Finanzverwaltung nimmt den Eisenbahnbeitrag 

von 2,10 pCt. des statistischen Anlagekapitals als einen 
daue rnd en  in Anspruch.

Danach müssten neben einer j ä h r l i c h e n  Steigerung 
des Eisenbahnextraordinariums um 4 Millionen Mark noch 
eine j ä h r l i c h e  Steigerung des Eisenbahnbeitrags um 
nahe 10 Millionen, zusammen 14 Millionen Mark daue rnd  
sichergestellt sein.

Dies ist aber keineswegs der Fall. Insofern steht 
der Wirtschaftsplan der Finanzverwaltung in einem wich­
tigen Punkte mit den wirklichen Verhältnissen nicht im 
Einklang. Was soll nun werden, wenn auf einer solchen 
nicht tragfähigen Grundlage das künftige Finanzgebäude 
aufgerichtet wird? Es werden dann Jahr für Jahr neue 
Ausgaben sowohl wie die dafür als Deckung dienenden 
Beiträge in den Etat eingestellt, schliesslich ergibt sich, 
dass wiederum dau e rn d e  Ausgaben  ohne genügende 
D e c k u n g  bewilligt sind. Der Staatshaushalt kommt 
also nie ins wirkliche Gleichgewicht. W ir stehen dann 
abermals vor einer neuen Steuererhöhung. Wenn dies 
schon jetzt bestimmt vorauszusehen ist, warum soll 
dann noch jahrelang das auf die Dauer nicht haltbare Pro­
visorium beibehalten und nicht schon jetzt m it der end­
gültigen Regelung auf geeigneter Grundlage vorgegangen 
werden?

Alle Vorbedingungen sind dafür vorhanden. Die 
Eisenbahnverwaltung kann leichter eine aus meinem 
Vorschläge sich ergebende Mehrbelastung des Schulden­
dienstes um jährlich 3 —4 Millionen Mark tragen, der 
eine diesen Betrag um einige Millionen Mark über­
steigende jährliche Mehreinnahme gegenübersteht, als 
dauernd  die Garantie für eine Mehrbelastung von j  ä h r -  
l i c h  14 Millionen Mark übernehmen. Dazu kommt, dass 
der Ausgleichsfonds aller Voraussicht nach in wenigen 
Jahren die zu erstrebende Höhe erreicht haben wird, 
und dann namhafte EisenbahnUberschiisse zur Verfügung 
stehen, die — ebenfalls zur Tilgung verwandt — , der 
weiteren Thesaurierung zugunsten der Zukunft dienen 
werden. Unter diesen Umständen die Steuerkraft des 
Landes für ernstere Zeiten zu schonen und alles daran 
zu setzen, dass m it den vorhandenen Mitteln der Staats­
haushalt ordnungsmässig geführt werden kann, scheint 
m ir eine weise Finanzpolitik.

Ich glaube nicht, dass der Haushalt des Staates, der 
durch die Staatsbetriebe der Eisenbahnen und Bergwerke 
ein verwickelter ist und bleiben wird, sich auf dem ein­
geschlagenen Wege der Automatik dauernd sachgemäss 
ordnen lässt. Es wird eines fortgesetzten Abfühlens, 
einer mehr individualisierenden Behandlung der einzelnen 
Wirtschaftsperioden bedürfen, um hier das Richtige zu 
treffen. „Die Arbeit, die jetzt getan werden muss“  — 
sagte ich S. 45 meiner Schrift: Zur Neuordnung der preussi- 
schen Eisenbahn- und Staatsfinanzen — ist mehr die 
latente Tätigkeit eines heilenden Arztes, der die Dosen 
im einzelnen bestimmt, die dem Organismus zur Gesun­
dung von Fall zu Fall zuzuführen sind.“  Die Finanz-

minister kommender Zeiten werden es nicht so leicht 
haben wie die der Vergangenheit, wo noch unterschieds­
los alles auf den Staatshaushaltsetat genommen werden 
konnte (laufende Ausgaben, sowohl wie Bauausgaben), 
ohne dass er sein Gleichgewicht verlor.

Uebrigens liegt der schwache P u n k t  der Eisen­
bahnfinanzen zurzeit nicht mehr im Ausgleichsfonds — 
dieser wird jetzt eine angemessene Höhe erreichen — , 
auch nicht in der drohenden Mehrbelastung beim Schulden­
dienst —  die weiter aufzuwendenden Bangelder sind 
durchweg solcher Art, wie sie jeder solide Privatunter­
nehmer im Anleihewege beschafft und leicht beschaffen 
kann, da sie ein Beweis für die gute Entwicklung des 
Geschäfts sind, sondern in dem vom Herrn Eisenbahn­
minister schon vor einigen Jahren beklagten, bis jetzt 
offensichtlich noch fortbestehenden Mangel, dass die Eisen­
bahnverwaltung a l l e r  B e t r i e b s re s e rv e n  bar  ist. Ein 
grosser Staatsbetrieb kann in seiner laufenden Ver­
waltung solcher latenter Hilfsquellen nicht entbehren, w ill 
er nicht in arge Etatsüberschreitungen geraten. Die 
aber treten nach einer Hochkonjunktur, wenn der Be­
triebsapparat überanstrengt ist, bei fallenden Verkehrs­
einnahmen durch das erhöhte Reparaturbediirfnis ele­
mentar ein. Als solche stille Reserve kann das für ganz 
bestimmte Zwecke festgelegte Extraordinarium nicht an­
gesehen werden. Die Reserven, auf die es hier an­
kommt, müssen, um im richtigen Augenblick als Aus­
gleich zu dienen, im Ordinarium bar vorhanden sein. 
Zur Vermeidung von Wiederholungen nehme ich auf die 
Ausführungen S. 27 meiner Schrift „Die deutsche Eisen­
bahngemeinschaft“  Bezug und spreche hier nur die 
Ueberzeugung aus, dass durch Bildung von Reserven 
bei den Unterhaltungstiteln die Eisenbahnfinanzen nach 
bewährten Traditionen noch gekräftigt werden müssen.

Dass mein Bestreben unentwegt auf die Herbei­
führung solider Eisenbahn- und Staatsfinanzeu gerichtet 
bleibt, daran kann und sollte füglich nicht gedeutelt 
werden.

Kolonie Grünewald, den 25. Februar 1912.
Dr. K i r c h h o f f ,  

W irklicher Geheimer Rat.

Diskontpolitik.1)
Von Geh. O berfinanzrat Dr. von Lumm, B erlin .

I I .  W e i t e r e  M a s s n a h m e n  d e r  D i s k o n t p o l i t i k .
(Fortsetzung).

Gegenüber den internationalen fioldströmungen kommen 
hauptsächlich die G o 1 d p o 1 i t  i k und die D e v i s e n ­
p o l i t i k  in Betracht. Beide haben den Zweck, die Einfuhr 
von Gold zu erleichtern und die Ausfuhr zu erschweren. 
Zu der ersteren gehört das Operieren m it v e r ä n d e r ­
l i c h e n  A n -  u n d V e r k a u f s p r e i s e  n für unge- 
münztes Gold sowie für ausländische Goldmünzen.

Wenn eine Notenbank den Preis erhöht, den sie für 
fremde Goldmünzen oder Barren gewöhnlich zahlt, so er­
leichtert sie damit die Einfuhr von Gold aus anderen Ländern. 
Die Einfuhr wird für den Importeur schon lohnend sein, 
bevor noch die fremden Wechselkurse um die normalen 
Beschaffung^- und Versendungskosten des Goldes (bei Gold­
münzen auch unter Berücksichtigung der Abnutzung) unter 
die Parität gesunken sind, d. h. bevor sie den sogenannten 
theoretischen Goldpunkt erreicht haben. Denn ein Teil 
dieser Kosten wird durch die als Importprämie wirkende 
Erhöhung des Ankaufspreises über den Münzpreis hinaus 
beim Verkauf des Goldes an die Notenbank wieder- ein-

J) S. B a n k -A rc h iv  N r. 9 v. 1. F ebruar 1912 und N r. 10 
vom  15. F ebruar 1912.
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gebracht. Umgekehrt w irkt eine Erhöhung der Verkaufs­
preise für ungemünztes Gold und fremde Goldmünzen ihrer 
Ausfuhr entgegen. Dann werden die Wechselkurse über 
den theoretischen Goldpunkt hinaus steigen, bevor die Gold- 
ausfuhr für den Exporteur eine Gewinnchance bietet. Hier 
w irk t die Preiserhöhung als Goldschutzprämie. Der je­
weilige Stand der Wechselkurse, bei dem die Einfuhr oder 
Ausfuhr von Gold tatsächlich rentabel wird (praktischer 
Goldpunkt), unterliegt dauernden Schwankungen, weil die 
Beschaffungs- und Versendungskosten von Fall zu Fall 
verschieden sind. Aber die von den meisten Zentralnoten­
banlien befolgte Goldpreispolitik kann sich in Goldwährungs­
ländern nur in engen Grenzen bewegen. Denn die Noten­
banken sind ja verpflichtet, für die Gewichtseinheit Fein­
gold einen festen durch die Münzgesetzgebung bedingten 
Mindestsatz zu bezahlen. Sie können beim Ankauf von Fein­
gold den Preis im allgemeinen nur um so viel über den gesetz­
lichen Münzpreis erhöhen, als die Ausmünzungskosten und 
die Abnutzung der im Lande umlaufenden Goldmünzen 
betragen, weil es sonst lohnend würde, dem Verkehr ent­
nommene Goldmünzen einzuschmelzen und sie an die Noten­
bank zu verkaufen. Würde anderseits der Verkaufspreis 
für fremde Goldmünzen oder Goldbarren zu hoch angesetzt, 
so würde man heimische Goldmünzen aus dem Verkehr 
oder aus der Bank entnehmen und ins Ausland schicken.

Daneben gibt es aber noch einen anderen Weg zur E r­
leichterung der Goldeinfuhr aus dem Auslande, das ist die 
G e w ä h r u n g  z i n s f r e i e r  V o r s c h ü s s e  a u f  
G o l d  V e r s c h i f f u n g  e n. Die Notenbank räumt in 
solchen Fällen dem Importeur, der ihr anzeigt, dass er im 
Ausland Gold in Barren oder Münzen erworben habe, einen 
zinsfreien Vorschuss ein, d. h. sie schreibt ihm im Inlande 
auf seinem Konto einen entsprechenden Betrag gut, über 
den er sofort verfügen kann. Der Importeur erleidet also 
für die Zeit, innerhalb der das Gold unterwegs ist, keinen 
Zinsverlust. Dadurch werden Arbitrageoperationen zwecks 
Einfuhr von Gold erleichtert. Denn die Massnahme w irkt 
ebenso wie die Erhöhung der Ankaufspreise für Gold als 
Einfuhrprämie, insofern als sie schon bei weniger günstigen 
Wechselkursen für den Importeur die Einfuhr lohnend 
erscheinen lässt. Die Reichsbank hat ebenso wie 
die Notenbanken anderer Länder solche zinsfreien Vor­
schüsse auf schwimmendes Gold wiederholt gewährt. In 
neuerer Zeit hat sie zur leichteren Heranziehung von Gold 
aus dem Ausland die Fristen hierfür erheblich verlängert, 
in einzelnen Fällen bis zur Dauer von 6 Wochen.

ln  den letzten Jahren ist für Deutschland zur Erleich­
terung der Goldeinfuhr namentlich aus den Produktions­
ländern die S c h a f f u n g  e i n e s  s e l b s t ä n d i g e n  
G o l d m a r k t e s  in Vorschlag gebracht worden. Um dies 
zu ermöglichen, solle die Reichsregierung oder die Reichsbank 
«ine eigene Affinieranstalt errichten und — wie es in England 
und in den Vereinigten Staaten von Amerika bereits von den 
Regierungen geschieht — auf die Erhebung der Prägekosten 
überhaupt verzichten. Tatsächlich hat die Reichsbank beim 
Ankauf von Barren und fremden Goldmünzen häufig höhere 
f  reise als den ihr gesetzlich vorgeschriebenen Mindestpreis 
von 1392 M für das Pfund Feingold bezahlt. Damit hat sie 
me in der Bankenquete gegebene Anregung, die Prägegebühr 
nicht dem Verkäufer in Abzug zu bringen, sondern sie auf 
eigene Rechnung zu übernehmen, praktisch schon zu einem 
Teil erfüllt. Aber selbst, wenn sie den Anregungen in vollem 
f nifang Folge geben würde, ist zu bedenken, dass ein Gold­
markt von so grosser internationaler Bedeutung, wie er in 
Tondon besteht, in Deutschland aus politischen, wirtschaft- 
bchen und geographischen Gründen niemals geschaffen 
werden, kann.

Zur Erschwerung der Goldausfuhr ist von der Bank 
von Frankreich namentlich früher oft die sogenannte P r ä -  
m i e n p o 1 i t  i k angewendet worden. Die Bank gab, wenn

grössere Goldexporte drohten, Gold in namhaften Mengen 
nur dann frei heraus, wenn nachgewiesen wurde, dass es zur 
Bezahlung der Einfuhren von Getreide oder Baumwolle 
gebraucht wurde. Im  übrigen verabfolgte sie Gold in Barren 
und fremden Münzen nur zu einem Preise, der den normalen, 
durch das Münzgesetz bedingten Satz um ein Aufgeld über­
stieg. Dieses Aufgeld (prime) hat manchmal bis zu 7 oder 
8 Promille betragen. Französische Goldmünzen gab die Bank 
dann entweder überhaupt nicht her, oder nur für den Binnen­
verkehr in zwar noch umlaufsfähigen, aber immerhin stark 
abgenutzten Stücken. Sie ist zu dieser Praxis berechtigt, 
weil in Frankreich die Doppelwährung zu Recht besteht, und 
Zahlungen nach Wahl des Zahlungspflichtigen in Gold oder 
in silbernen Fünffrancsstücken geleistet werden können.

Seit einer Reihe von Jahren wendet die Bank das Ver­
fahren angeblich nur noch an, um sich vor spekulativen 
Goldausfuhren zu schützen. So lehnt sie die Hergabe von 
Gold stets ab gegenüber den Bankhäusern, die sich m it Gold­
arbitragen beschäftigen und in der Goldausfuhr weiter nichts 
als ein gewinnbringendes Geschäft erblicken. In  anderen 
Fällen, namentlich wenn Napoleons zur Versendung an Länder 
der lateinischen Münzunion gesucht werden, erhebt die Bank 
eine Prämie in versteckter Form, indem sie Napoleons an 
Grossbanken nur gegen Diskontierung von Wechseln m it 
längerer Laufzeit hergibt.

Durch diese Erschwerungen in der Abgabe von Gold 
wird für gewöhnlich nicht viel gewonnen, weil sich nach 
früheren Erfahrungen die Goldprämie alsbald ganz oder 
teilweise auf den Verkehr überträgt, aus dem nun die voll­
wichtigen Goldmünzen ausgesucht und exportiert werden. 
Der Abfluss von Gold aus dem Verkehr kann natürlich erst 
dann einsetzen, wenn die Wechselkurse aufs Ausland um die 

• Kosten der Goldentnahmen aus dem Umlauf gestiegen sind. 
Die Massnahme der Bank hat in der Hauptsache immer eine 
vorübergehende künstliche Verschlechterung und Diskre­
ditierung der französischen Währung dem Auslande gegen­
über zur Folge gehabt. Zudem verteuert sie die Beschaffung 
und Versendung von Gold, vermindert den Vorrat an 
Goldmünzen im Verkehr und verschlechtert ihn durch die 
Ausfuhr vollwichtiger Münzen in seiner Qualität.

Von vielen Seiten, namentlich in bimetallistischen 
Kreisen, ist gleichwohl der Reichsbank die Nachahmung 
der Prämienpolitik immer wieder empfohlen worden. Für 
Deutschland kann die Prämienpolitik nicht in Frage kommen, 
ganz abgesehen davon, dass sie die Doppelwährung zur 
Voraussetzung hat und ihr deshalb das Gesetz im Wege 
steht. Unsere Zahlungsverpflichtungen lauten nur auf Gold, 
und in Gold müssen w ir zahlen, dem Auslande gegenüber 
erst recht. Weigern w ir uns, dieser Pflicht prompt nach­
zukommen, so gefährden w ir die Stabilität der Valuta, und 
die Stellung, die unsere Banken dem Markwechsel m it so 
grossen Anstrengungen am Weltmarkt erobert haben, wird 
untergraben. Ausländisches Geld würde unter solchen Um­
ständen nicht mehr in Deutschland Anlage suchen, die finan­
ziellen Beziehungen Deutschlands im Weltverkehr wären 
bedroht, und sein auswärtiger Handel würde geschädigt. Die 
Prämienpolitik ist immer ein Attentat auf den Kredit des 
Landes, das bei Frankreich nur weniger bedenklich ist als 
bei uns. Denn wir können ohne die Unterstützung aus­
ländischen Kapitals nicht inrmer auskommen, während 
Frankreich dem Auslande gegenüber stets nur als Geld­
geber auftritt. Es verdient hervorgehoben zu werden, dass 
auch in Frankreich die Prämienpoiitik vielfach von sach­
verständiger Seite nicht gebilligt wird. So sagte Léon Say: 
„L a  meilleure manière de remplir sa caisse d’or, c’est de 
déclarer et d’être fidèle à sa déclaration, que la caisse sera 
toujours ouverte pour l ’entrée et pour la sortie.“

Es bedarf keiner eingehenden Erläuterung, dass Schi­
kanen oder E r s c h w e r u n g e n  b e i m  E i n t a u s c h  
d e r  N o t e n  i n  G o l d  zur Ausfuhr, wie z. B. die Ver-
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abfolgung abgenutzter Goldmünzen, die strikte Beschrän­
kung der Noteneinlösung auf den Hauptsitz der Bank oder 
die Verzögerung der Auszahlung des Gegenwertes bei den 
Filialen, die gleichen unerwünschten Wirkungen ausüben 
müssen wie die Prämienpolitik, wenn sich auch diese W ir­
kungen in  Ländern der reinen Goldwährung nur in massigen, 
durch die Münzgesetze bedingten Grenzen äussern können.

Die Anwendung solcher im Rahmen der bestehenden 
Gesetzgebung allerdings zulässigen Prohibitivmassnähmen 
lässt sich überhaupt nur rechtfertigen, wenn sie gegen nach­
weislich illegitime Goldentziehungen, nämlich solche rein 
spekulativer Art, gerichtet sind. Aber einmal wird es gar 
nicht immer möglich sein, den legitimen, durch die interna­
tionale Zahlungsbilanz bedingten Goldbedarf des Auslandes 
von den durch Arbitrageoperationen verursachten rein spe­
kulativen Goldabflüssen zu unterscheiden. Selbst die E r­
fahrung einer umsichtigen Bankleitung wird oft dazu nicht 
ausreichen, hier die richtige Grenze zu ziehen. Sodann aber 
bergen auch derartige kleineErschwerungen bei derAbgabe von 
Gold durch übermässige Steigerung der Wechselkurse stets 
die Gefahr in sich, die Währung und damit den Kredit des 
betreffenden Landes gegenüber dem Auslande zu schädigen. 
Wenn aber die Frage aufgeworfen wird, ob die wirtschaft­
lichen Interessen eines Landes in höherem Grade durch 
Diskonterhöhungen oder durch empfindliche Störungen 
der Wechselkurse beeinträchtigt werden, so wird man sagen 
müssen, dass bei ausgedehnten Handelsbeziehungen wie in 
England und Deutschland das letztgenannte Hebel als das 
grössere empfunden wird. Besonders gilt das für Deutsch­
land, das zeitweise seinen Vorteil dabei findet, in grösserem 
Umfang m it ausländischen Krediten zu arbeiten. Im  all­
gemeinen müssen daher die Notenbanken solcher Länder 
tunlichst alle Massnahmen vermeiden, durch die das inter­
nationale Ansehen der Landeswährung eine Einbusse erleiden 
könnte. . Sie müssen selbst unter Opfern darauf bedacht 
sein, die Wechselkurse nicht allzu hoch über die Parität 
steigen zu lassen.

Das wirksamste M ittel hierzu bildet neben der Diskont­
erhöhung die D e v i s e n p o l i t i k .  Man versteht darunter 
die planmässige Einwirkung der Notenbanken auf den 
Stand der auswärtigen Wechselkurse durch direktes Ein­
greifen in den Devisenmarkt zur Unterstützung der Diskont­
politik. Das Zusammentreffen grosser Zahlungsverpflichtun­
gen kann den Stand der ausländischen Wechselkurse zeit­
weise aussergewöhnlich in die Höhe treiben, während erst 
später Forderungen des Inlandes fällig werden. In diesen 
Fällen ist es erwünscht, wenn ein Ausgleich geschaffen und 
eine übermässige, wenn auch vorübergehende Steigerung der 
Devisenkurse verhindert oder jedenfalls gemildert werden 
kann. Dazu ist es nötig, dass jederzeit kurzfristige For­
derungen an das Ausland bereitgehalten werden, die dann 
zwecks Vermeidung von Goldabflüssen ins Ausland zur Be­
zahlung der Schulden benutzt werden können. Diesem Zweck 
soll die Devisenpolitik dienen. Wenn die Notenbank Wechsel 
auf das Ausland, die in Gold zahlbar sind, besitzt oder Gut­
haben im Ausland unterhält, so ist sie in der Lage, sobald 
die Nachfrage nach fremden Wechseln steigt, Wechsel oder 
Schecks auf das Ausland aus ihren eigenen Beständen abzu­
geben. Damit wird der weiteren Steigerung der Devisen­
kurse und der Ausfuhr von Gold entgegengewirkt. Die Noten­
bank wird dann die Zeiten niedriger Wechselkurse dazu 
benutzen, ihr durch die Verkäufe geschmälertes, vielleicht 
auch erschöpftes Devisenportefeuille wieder aufzufüllen, um 
bei eintretendem Bedarf von neuem Forderungen auf das 
Ausland abgeben zu können. So kann durch die Devisen­
politik der inländische Goldbestand gegen unerwünschte 
Abflüsse ins Ausland geschützt und gleichzeitig die Ent­
wertung und Diskreditierung der heimischen Währung im 
Auslande verhindert werden. Unter Umständen kann sie 
auch dazu dienen, den inländischen Goldbestand durch

Zufuhr aus dem Ausland zu verstärken; denn die Notenbank 
kann, wenn ihr dies erwünscht erscheint, sich bei Verfall 
der Devisen oder durch Verfügung über ihre Guthaben im 
Auslande Gold beschaffen. Dagegen wird die Devisenpolitik 
nicht immer ausreichen, wenn es sich darum handelt, den 
Diskonterhöhungen an ausländischen Märkten entgegen­
zutreten und ihre Rückwirkung auf den heimischen Geld­
markt, aufzuheben. Dazu ist meist nur die Diskonterhöhung 
imstande.

Einen Bestand an Wechseln und anderen Forderungen 
auf das Ausland halten sich seit langem verschiedene Noten­
banken, wie die Oesterreichisch-ungarische Bank, die Russische 
Staatsbank, die Belgische Nationalbank, die Niederländische 
Bank. Sie sind nach den gesetzlichen Bestimmungen te il­
weise befugt, diese Wechsel ebenso wie den Barvorrat als 
Notendeckung zu verwenden.

Die deutsche Reichsbank hat ebenfalls schon in früherer 
Zeit einen Bestand an Devisen, wenn auch nur in massiger 
Höhe, gehalten. Die Erfahrungen während des Jahres 1907 
haben ihr aber den unmittelbaren Anlass gegeben, der De­
visenpolitik grössere Aufmerksamkeit zu schenken. Infolge 
der in den vorhergegangenen Jahren merklich ungünstiger 
gewordenen Bewegung der Devisenkurse war der Zufluss von 
Gold nur unbefriedigend gewesen; und während der ameri­
kanischen Krisis hatte Deutschland, nachdem sein Besitz an 
Devisen, die als Zahlung benutzt werden konnten, völlig er­
schöpft war, allein im Monat November per Saldo 115 Mill. M 
Gold ans Ausland abgeben müssen. Selbst für das ganze Jahr 
hatte sich zum ersten Male wieder nach langer Zeit eine 
Mehrausfuhr von Gold ergeben. Die Kurse englischer Sicht­
wechsel und Schecks hatten an der Berliner Börse an 77 von 
156 Notierungstagen den theoretischen Goldexportpunkt 
erreicht oder sogar überschritten. Eine so ungünstige Ge­
staltung der englischen Devisenkurse war bis dahin niemals 
vorgekommen. Eine Ausdehnung ihres Devisenportefeuilles 
war aber für die Reichsbank auch im Hinblick auf das Vor­
gehen der anderen grossen Notenbanken als eine A rt von 
Gegenrüstung geboten. Wenn nämlich solche Banken, die 
über grosse Bestände an ausländischen Wechseln verfügen, 
zu gewissen Zeiten plötzlich Wechsel auf deutsche Plätze 
in grösseren Mengen an den Markt werfen und dadurch deren 
Kurs im Auslande drücken, steigen natürlich die Kurse 
der ausländischen Wechsel in Deutschland, und es ist dann 
für die Reichsbank wichtig, in ihrem Vorrat ausländischer 
Wechsel eine Waffe in der Hand zu haben, um einer Ent­
wertung der heimischen Valuta entgegenzuwirken.

Sie hat deshalb die Bedingungen für den Ankauf von 
Wechseln auf das Ausland erleichtert und vereinfacht und 
ihren Bestand an Devisen und an Forderungen auf das Aus­
land gegen früher erheblich vermehrt, und zwar von 64 Mill.M., 
d. s. 6 pCt. der gesamten Wechselanlage einschliesslich der 
Guthaben im Ausland im Durchschnitt des Jahres 1907, auf 
219 Mill. M., d. s. 20 pCt. im Durchschnitt des Jahres 1910. 
Dadurch hat sie zeitweise einen grösseren Einfluss auf die 
Kursbewegungen zu erzielen vermocht. So war es ihr z. B. 
im April und Mai 1910 möglich, durch grössere Verkäufe 
die Steigerung des Kurses von Schecks auf London, der zeit­
weise den Goldpunkt erreicht hatte, aufzuhalten und stärkere 
(foldabflüsse zu verhindern. Sie konnte dabei, obwohl die 
Bank von England am 17. März ihren Diskont auf 4 pCt. 
erhöht hatte, ihren Diskont unverändert lassen. Ebenso, 
hat die Reichsbank in den politisch so bewegten Herbst- 
monaten des vorigen Jahres durch die Abgabe grosser Be­
träge von Devisen einer weiteren Steigerung der Kurse ent­
gegenwirken können, die unter dem Einfluss der Zurück­
ziehung der französischen Guthaben bereits eine bedenkliche 
Höhe erreicht hatten. Goldexporte wurden somit vermieden. 
In ähnlicher Weise hatte sich die Devisenpolitik auch im 
Herbst 1910 und im Frühjahr 1911 bewährt. Dass die Sicht­
kurse der Wechsel auf England im Jahre 1911 nur an 20 von
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insgesamt 303 Notierungstagen den theoretischen Goldpunkt 
erreichten oder überschritten, muss zum guten Teil der erfolg­
reichen Anwendung der Devisenpolitik der Reichsbank zu­
geschrieben werden.

Einer allzu grossen Ausdehnung der Devisenbestände 
stehen allerdings Bedenken entgegen, die keineswegs gering 
zu veranschlagen sind, namentlich in einem Lande wie 
Deutschland, wo die M ittel der Zentralnotenbank durch das 
legitime heimische Kreditbedürfnis stark in Anspruch ge­
nommen werden. Das Material an Devisen am deutschen 
Markte ist nur ein begrenztes, während auf der anderen 
Seite schon durch den starken Warenimport eine grössere 
Nachfrage bedingt wird. Soweit aber eine Notenbank Wechsel 
auf ausländische Plätze im Auslande selbst kauft, wird nicht 
ganz m it Unrecht der Einwand erhoben werden können, 
dass sie ihre M ittel dem Auslande zu den vielfach billigeren 
ausländischen Diskontsätzen zur Verfügung stellt, zum 
Nutzen des Handels und der Industrie fremder Länder und 
auf Kosten der eigenen Volkswirtschaft. Denn um diese 
im Auslande angekauften Devisenbestände und um die an 
ausländischen Plätzen gehaltenen Guthaben wird die Liqui­
dität und Kreditkraft der Bank für das Inland geschwächt, 
besonders dann, wenn diese Anlagen — wie es in Deutschland 
der Fall ist — in ihrer Eigenschaft als Notendeckung nicht 
dem Barvorrat gleichgestellt sind. Damit soll keineswegs 
gesagt werden, dass die Einrechnung des Devisenbestandes 
in die Notendeckung zu empfehlen ist. Im  Gegenteil! Aus­
landswechsel und Guthaben im Ausland stehen dem im 
Besitz der Bank befindlichen Golde nicht gleich. Auch muss 
schon im Interesse einer erfolgreichen Devisenpolitik das 
Bekanntwerden des jeweiligen Devisenvorrates der Bank 
vermieden werden.

Je grösser ferner der Einfluss der Zentralnotenbank 
auf dem Devisenmarkt ihres Landes ist, desto weniger­
werden die gleichfalls das Devisengeschäft pflegenden Kredit­
banken bemüht sein, an der Regulierung der Devisenkurse 
mitzuwirken. Sie werden vielmehr besonders in Ländern, 
in denen das Devisengeschäft verhältnismässig geringe Ge­
winne abwirft, leicht geneigt sein, sich ganz auf die kurs­
regelnde Tätigkeit der Notenbank zu verlassen und damit 
zu rechnen. Dadurch wird dieser aber eine Verantwortung 
aufgebürdet, die unter Umständen nicht nur für sie selbst 
ausserordentlich unbequem werden, sondern auch Folgen 
nach sich ziehen kann, die die gesamte Volkswirtschaft 
benachteiligen. Denn die Notenbank steht nicht so unmittel­
bar inmitten des internationalen Geldverkehrs wie die Kredit­
banken, die wegen ihrer mannigfachen Beziehungen im Aus­
lande stets in engster Fühlung m it den Vorgängen auf den 
ausländischen Geldmärkten sind und daher schneller die 
Tendenz der Devisenkurse übersehen und entsprechend 
in den Devisenmarkt eingreifen können. Es seien als Bei­
spiele nur angeführt die, bevorstehenden Emissionen und die 
ausländischen Gelder, die vorübergehend im Inlande Anlage 
suchen. Aus diesem Grunde ist es wichtig, dass von den 
Kreditbanken das Devisengeschäft auch dann, wenn es, 
wie in Deutschland, nur geringe Gewinnchancen bietet, 
gepflegt wird. Die Devisenpolitik der Notenbank kann 
dann unter Umständen, namentlich im Kriegsfälle oder 
während einer Krisis, erfolgreich unterstützt werden.

Weniger ins Gewicht fä llt der Umstand, dass der Ankauf 
der Devisen besondere Vorsicht erheischt wegen der nur 
schwer zu erlangenden und unvollkommenen Kenntnis der 
Verhältnisse der ausländischen Wechselschuldner. Selbst­
redend können auch nur Wechsel auf solche Staaten 
angekauft werden, deren Währung hinreichend gesichert 
erscheint. Vor allem aber muss die Bank bestrebt sein, 
nur solche Wechsel auf das Ausland anzukaufen, die 
an eine bereits vollzogene Uebertragung von Gütern oder 
sonstigen Werten anknüpfen, denen also eine bei Ausstellung 
des Wechsels vorhandene Forderung zugrunde liegt. Denn

durch den Ankauf von reinen Finanzwechseln, für die der in­
ländische Aussteller erst bei Fälligkeit Deckung im Auslande 
bereitstellen müsste, würde der Zweck der Devisenpolitik 
nicht erreicht werden.

Schliesslich muss damit gerechnet werden, dass in Zeiten 
kriegerischer Verwicklungen die Devisen nicht immer ohne 
weiteres in Gold umgewandelt werden können, insbesondere 
dann nicht, wenn sie im Lande der kriegführenden Gegen­
partei zahlbar sind. Das gilt in noch höherem Grade für die 
Goldguthaben in Feindesland. Im  Jahre 1870 ist es — aller­
dings nur während einer ganz kurzen Zeit — nicht möglich 
gewesen, englische Devisen an der Berliner Börse zu ver­
kaufen. Diesen Nachteilen werden die Notenbanken bei 
Bemessung der Ausdehnung ihres Devisengeschäftes Rech­
nung tragen müssen, ebenso wie den Vorteilen, die ein ange­
messener Devisenbestand als wirksames Hilfsm ittel fü r eine 
stetige Diskontpolitik bietet, die wieder den Interessen der 
heimischen Volkswirtschaft dient.

Die Erfolge, die mittels der Devisenpolitik erzielt werden 
können, sind in den einzelnen Ländern durchaus verschieden 
und von den mannigfachsten Umständen abhängig. Die 
Grösse des Vorrats an Wechseln auf das Ausland ist für das 
Mass dieser Erfolge keineswegs allein entscheidend. In  
Ländern, deren Handel und Industrie eine weitreichende 
internationale Bedeutung zukommt, in denen also viele 
Devisen entstehen, wird es für die Zentralnotenbank weit 
schwieriger als in anderen Ländern sein, die auswärtigen 
Wechselkurse massgebend zu beeinflussen. So ist es der 
Belgischen Nationalbank, die seit langem die Devisenpolitik 
in grösstem Umfange betreibt, trotz ihres verhältnismässig 
sehr grossen Portefeuilles an fremden Wechseln häufig nicht 
gelungen, die gewollte Wirkung auf die Wechselkurse aus­
zuüben. Weitaus am glücklichsten haben auf diesem Gebiete 
die Zentralnotenbanken in Russland und in Oestereich- 
Ungarn operiert. Beide Länder haben wegen der grossen 
Beträge ihrer im Auslande untergebrachten Staatsanleihen 
ein besonderes Interesse an der Stabilität ihrer Valuta. 
Während aber die Russische Staatsbank hauptsächlich auf 
den Stand der russischen Valuta im Auslande dadurch ein­
zuwirken sucht, dass sie auf Grund ihrer meist bedeutenden 
ausländischen Guthaben die Kurse der Rubelnoten und Aus­
zahlungenregeln lässt, hat sich die Oesterreichisch-ungarische 
Bank die sorgfältige und zielbewusste Pflege einer ausge­
dehnten Devisenpolitik seit Anfang dieses Jahrhunderts 
angelegen sein lassen, nachdem ihr die Regelung des Zinsen­
dienstes für die österreichisch-ungarischen Staatsanleihen von 
der Regierung übertragen worden war.

Ihre Praxis ist für die Deutsche Reichsbank vorbildlich 
gewesen. Aber dennoch wird diese Bank kaum auf ähnliche 
Erfolge rechnen können. Denn einmal hat in Deutschland 
der gesamte Devisenhandel einen weit grösseren Umfang 
als in Oesterreich-Ungarn wegen der viel ausgedehnteren 
Handelsbeziehungen und der innigeren Verflechtung des 
kapitalkräftigeren deutschen Bankgewerbes m it den aus­
ländischen Geldmärkten. Eine erfolgreiche Einwirkung auf 
die Wechselkurse von einer Stelle aus erfordert daher in 
Deutschland viel grössere Mittel. Sie ist aber auch viel 
schwieriger, weil das Urteil darüber, wann die Regulierungen 
der Beträge bei den komplizierteren Verhältnissen zu erfolgen 
haben, viel unsicherer ist. Unter diesen Umständen ist hier eine 
Beherrschung des Devisenmarktes durch die Zentralnoten­
bank, wie sie in Oesterreich-Ungarn unter günstigeren Ver­
hältnissen tatsächlich stattfindet, unmöglich. Sodann ist 
die Oesterreichisch-ungarische Bank durch den Kreditbedarf 
des Inlandes im letzten Jahrzehnt nicht in dem Masse in 
Anspruch genommen worden wie die Reichsbank. Sie konnte 
daher dauernd einen grösseren Teil ihrer M ittel in auslän­
dischen Wechseln und Guthaben aftlegen. Im  Jahre 1907, 
in dem bekanntlich unverhältnismässig grosseKreditansprüche 
zu befriedigen waren, betrug die durchschnittliche Metall-
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deckung der Noten bei der Reichsbank nur 57 pCt., dagegen 
bei derOesterreichisch-ungarischenBank 75 pCt.; die nied­
rigste Deckung bezifferte sich bei ihr auf 66 pCt., bei der 
Reichsbank dagegen nur auf 37pCt. Dass die Oesterreichisch- 
ungarische Bank bei einer solchen Situation dem Auslande 
durch das Halten eines grösseren Devisenbestandes relativ 
mehr Kredit geben kann, liegt auf der Hand. Und dann 
darf man nicht vergessen, dass in Oesterreich-Ungarn die 
Barzahlungen noch nicht aufgenommen sind. Deshalb ist 
dort — begünstigt durch langjährige Gewöhnung der Be­
völkerung an den Gebrauch des Papiergeldes — fast der 
ganze Goldbestand des Landes in der Bank zentralisiert. 
Ihre Aktionskraft ist dadurch eine entsprechend grössere, 
und schliesslich wird sie eben wegen des Zwangskurses durch 
die internationalen Gold- und Kapitalströmungen nicht in 
dem gleichen Masse berührt wie eine barzahlende Notenbank. 
Kapitalbewegungen, wie sie bei uns z. B. auf Grund von 
Emissionen ausländischer Wertpapiere oder im Wege anderer 
internationaler Finanztransaktionen zwischen Banken des 
In- und Auslandes stattfinden, kommen dort in diesem 
Umfange nicht vor. Auch wird unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen keine auswärtige Bank sich Wechsel auf 
österreichisch-ungarische Plätze lediglich in der Absicht be­
schaffen, gelegentlich daraufhin Gold aus Oesterreich-Ungarn 
zu beziehen.

Die erfolgreiche Handhabung der Devisenpolitik durch 
die Oesterreichisch-ungarische Bank hat vielfach zu der An­
schauung geführt, als ob dadurch allein die Parität der 
Währung in derselben Weise gesichert werden könne, wie 
es in barzahlenden Ländern der Fall ist, Auch ist behauptet 
worden, die österreichisch-ungarische Valuta sei völlig un­
berührt von den Diskontschwankungen, welche die obli­
gatorischen Barzahlungen im Gefolge haben, und es sind 
allen Ernstes — hauptsächlich unter dem Einfluss der Knapp­
sehen Theorie — die Währungsverhältnisse in Oesterreich- 
Ungarn als idealer und nachahmungswerter Zustand be­
zeichnet worden.

Diese Anschauung ist nicht zutreffend. Im Jahre 1907 
haben tatsächlich in Wien die Wechselkurse auf Paris während 
des grössten Teils des Jahres, diejenigen auf London und 
Berlin wiederholt den theoretischen Goldpunkt überschritten, 
und dabei war die Bank genötigt, ihren Diskontsatz auf 
6 pCt, zu erhöhen. Dasselbe Bild zeigte sich verschärft im 
Herbst 1911 unter der Einwirkung der internationalen Geld­
verschiebungen aus Anlass der Marokkofrage, als die Bank 
grossen, bisher noch nicht beobachteten Anstürmen auf 
ihr Devisenportefeuille ausgesetzt war. Damals hatten in 
Wien die Wechselkurse auf London das Münzpari um 
0,79 pCt. auf Paris sogar um 1,03 pCt. überschritten, 
und zwar nach einer von der Oesterreichisch-ungarischen 
Bank am 21. September — ausgesprochenermassen zum 
Schutze der Relationsparität — vorgenommenen Diskont­
erhöhung von 4 auf 5 pCt, Ungeachtet dieser Massnahme 
hatte die Bank 100 Mill. Kr. Devisen abgeben und 25 Mill. 
Kr. Gold ins Ausland senden müssen. Unter dem Druck 
der Verhältnisse hatte sie schliesslich an die Finanzinstitute 
des Wiener Platzes das Ersuchen gerichtet, ihr Devisen nur 
für den legitimen Bedarf des Warenhandels und des Effekten­
marktes, nicht aber zu Zwecken der internationalen Arbi­
trage zu entziehen, da sie sich andernfalls genötigt sähe, 
eine abermalige Erhöhung des Zinsfusses in Erwägung zu 
ziehen. Die Oesterreichisch-ungarische Bank hatte also noch 
höhere Wechselkurse, als sie in barzahlenden Ländern vor­
zukommen pflegen, und Diskontschwankungen wie in solchen 
Ländern. Wenn es, hiervon abgesehen, der Oesterreichisch- 
ungarischen Bank in der Hauptsache gelungen ist, die Sta­
b ilitä t der Valuta durch geschickte Handhabung der De­
visenpolitik aufrechtzuerhalten, so war das nur möglich 
durch die bereits erwähnten besonders gearteten Verhältnisse.

Solche Verhältnisse sind aber für andere Länder — .

namentlich für Deutschland — nicht gegeben. Es ist auch 
ganz etwas anderes, ob ein Land von den Barzahlungen 
zum Zwangskurs übergeht, oder ob es lediglich einen solchen 
in der Not der Zeiten geborenen Zustand aus Opportunitäts­
gründen weiter bestehen lässt. Für Deutschland würde die 
Suspension der Barzahlungen seinen Kredit am Weltmarkt 
stark beeinträchtigen, seine Stellung in der Weltwirtschaft 
schwer schädigen, ja vielleicht sogar seine politische Stellung 
gefährden. Ob es der Oesterreichisch-ungarischen Bank 
gelingen wird, der ihr durch das neue Bankgesetz bei Strafe 
des Privilegverlustes auferlegten Verpflichtung zur dauernden 
Aufrechterhaltung der Stabilität der Wechselkurse in Zu­
kunft immer gerecht zu werden, namentlich in wirklich k ri­
tischen Zeiten, bleibt abzuwarten. Ist es ihr möglich, so 
würde das dem Zustande der tatsächlichen Barzahlungen 
gegenüber dem Auslande gleichkommen, und die Bank wird 
gut tun, auch im Lande selbst die Einlösung ihrer Noten in 
Gold gesetzlich sicherzustellen. Wechsel auf Oesterreich- 
Ungarn würden dann im Auslande ein beliebtes Handels­
objekt werden, sie würden als Kapitalanlage in höherem 
Grade gesucht werden als bisher, und bei gewissen Zins­
schwankungen würde unter Umständen Gold ins Land 
hereinströmen, und ausländische Kapitalien würden in 
Oesterreich-Ungarn mehr als bisher Anlage suchen. Dass 
die Bank dann dafür zeitweilig auch grössere Posten Gold 
würde ans Ausland abgeben müssen, kann wohl nicht allzu 
schwer ins Gewicht fallen. Die Aufnahme der Barzahlungen 
als letztes Ziel der Valutaregulierung würde zweifellos dazu 
beitragen, das Prestige und den Kredit des Landes auf dem 
internationalen Geld- und Kapitalmarkt bedeutend zu 
fördern.

Alle Massnahmen der Gold- und der Devisenpolitik sind 
durchaus geeignet, die Wirkung der Diskontpolitik oft 
wertvoll zu ergänzen, namentlich in der Richtung auf Herbei­
führung einer grösseren Stetigkeit des Diskonts. Auf die 
Dauer kann freilich selbst die mächtigste Notenbank m it 
diesen Massnahmen weder den Diskont niedriger halten, 
noch die internationalen Goldbewegungen beeinflussen, denn 
diese bilden den letzten Ausgleich der Zahlungsbilanz und 
sind daher nicht ganz zu entbehren. Aber eine vorübergehende 
Beeinflussung der Zahlungsbilanz und damit auch eine Ab­
schwächung und Einschränkung der Goldbewegungen ist 
sehr wohl möglich. Am wirksamsten für die Erreichung 
des Ziels bleibt freilich die Veränderung des Diskonts. Sie 
bildet die ultima ratio der Diskontpolitik, wenn die übrigen 
Mittel erschöpft sind. Insofern gilt auch heute noch, was der 
frühere englische Handelsminister Lord Goschen in seinem 
klassischen Buch über die Theorie der auswärtigen Wechsel­
kurse schon im Jahr 1861 ausgesprochen hat: „Es ist klar, 
dass, um den Abfluss von Gold zu hemmen und die daraus 
entspringenden Folgen zu beschwören, nichts mächtiger, 
nichts wirksamer sein kann als eine plötzliche Erhöhung 
des Diskontsatzes.“  Dagegen kann die weitere Behauptung 
des Verfassers, dass diese das einzige Mittel sei, um eine 
solche Wirkung herbeizuführen, heute nicht mehr aufrecht­
erhalten werden. Die Erfahrungen der letzten Vergangenheit 
haben gelehrt, dass Diskonterhöhungen, die aller Voraussicht 
nach nur für kürzere Zeiträume in K raft treten sollen, sich 
unter Umständen ganz vermeiden lassen. Die Notenbank 
braucht nicht allen Schwankungen des internationalen Geld­
marktes durch Diskontveränderungen Rechnung zu tragen. 
Es wird vielmehr in der Hauptsache darauf ankommen, dass- 
sie ihren Diskont im allgemeinen auf einer Höhe zu halten 
sucht, die den Kapitalverhältnissen des Inlandes im Vergleich 
zu anderen Ländern entspricht. Das ist zweifellos ein Fort­
schritt in der Handhabung der Diskontpolitik. Denn die 
Diskonterhöhungen treffen Handel, Industrie und Land­
wirtschaft in empfindlicher Weise. Sie können zudem Gegen-: 
massnahmen in anderen Ländern Hervorrufen, wodurch dann 
leicht ein allgemeiner Kampf um das Gold entfacht wird.

..
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Unter Umständen besteht indessen die Möglichkeit, 
diesen Kampf in gewissem Umfange durch friedliche i n t e r ­
n a t i o n a l e  A b m a c h u n g e n  zu beschränken und 
sonst erforderliche Diskonterhöhungen zu vermeiden. Die 
bisher geschilderten Hilfsm ittel zur Unterstützung der 
Diskontpolitik werden von den Zentralnotenbanken der 
einzelnen Länder unabhängig voneinander getroffen und 
selbständig durchgeführt. Nicht minder wichtig ist aber 
die Erreichung dieses Ziels durch gemeinsames Vorgehen 
und planmässiges Zusammenwirken von zwei oder mehreren 
Notenbanken. Denn wie in der hohen Politik oft eine 
grössere Bürgschaft des Erfolges gegeben ist dadurch, dass 
sich mehrere Staaten in der Wahrnehmung gemeinsamer 
Interessen vereinigen, so auch auf dem Gebiete des inter­
nationalen Zahlungsverkehrs zur Erzielung bestimmter 
diskontpolitischer Wirkungen.

So hat schon im Jahre der Baring-Krisis — 1890 — die 
Bank von Frankreich aus ihren reichen Goldbeständen der 
Bank von England m it 75 Millionen Frs. ausgeholfen und es 
ihr dadurch ermöglicht, eine sonst notwendige Erhöhung 
des Diskontsatzes überhaupt zu vermeiden. Eine gleiche 
Wirkung hatten die von der Bank von Frankreich seit 1906 
wiederholt, namentlich in den Herbstmonaten bewirkten 
Diskontierungen englischer Sterlingwechsel unter Vorbehalt 
der Rückgabe zum Ankaufskurse. Das dagegen heraus­
gegebene Gold wird durch Vermittlung grosser Finanz­
institute dem englischen Geldmärkte zurZeit der herbstlichen 
Geldansprüche zugeführt und erleichtert dann mittelbar 
die Diskontpolitik der Bank von England. Diese Trans­
aktionen bedeuten für die Bank von Frankreich nichts an­
deres als eine A rt von Pensionsgeschäften m it „change assure“ , 
bei denen sie gegen Wechsel auf das Ausland Gold zur Ver­
fügung stellt. Die Bank von Frankreich leistete dem eng­
lischen Geldmarkt diese Hilfe nicht nur wegen der ihr aus' 
diesen Geschäften zufliessenden Gewinne, sondern haupt­
sächlich, um dem eigenen Lande eine Diskonterhöhung zu 
ersparen; denn sie hätte sonst befürchten müssen, durch eine 
Verteuerung des Geldleihpreises in England selbst zu einer 
Erhöhung ihres Diskontsatzes gezwungen zu werden. So war 
es ihr möglich, den heimischen Handel zu schützen und 
gleichzeitig den benachbarten Märkten den Dienst zu leisten, 
die auf ihnen herrschende Geldspannung zu mildern. An 
Wirksamkeit übertrifft ein solches Geschäft zweifellos die 
Devisenpolitik, weil es geeignet ist, Diskonterhöhungen im 
Auslande und damit auch deren Rückwirkung auf den hei­
mischen Geldmarkt zu verhindern. Die Versendung von 
Gold wird dabei aber nicht wie bei der Devisenpolitik ein­
geschränkt oder verhindert, sondern geradezu veranlasst.

Auch Abmachungen zu d a u e r n d e r  gegenseitiger 
Unterstützung der Diskontpolitik liegen sehr wohl im Bereich 
der Möglichkeit, sofern sie zwischen den Notenbanken 
z w e i e r  befreundeten Staaten getroffen werden, wenn­
gleich dabei nicht zu verkennen ist, dass aus einem gegen­
seitigen Abhängigkeitsverhältnis dieser A rt leicht Unzu- 
träglichkeiten erwachsen können. Bei internationalen Krisen, 
durch welche die Notenbanken der Goldwährungsländer 
gleichmässig betroffen werden, werden zudem derartige Ver­
einbarungen nicht immer wirksam sein.

Weit grössere, namentlich politische Schwierigkeiten 
stellen sich aber einem Zusammenwirken m e h r  e r  e r 
Notenbanken entgegen, besonders wenn es sich nicht um vor­
übergehende Unterstützungen, sondern um eine dauernde 
Vereinigung handelt. Solche auf die Verbesserung des inter 
nationalen Zahlungsverkehrs gerichtete Bestrebungen haben 
bisher einen praktischen Erfolg nicht gehabt und werden ihn 
auch wohl sobald nicht haben. Das g ilt vor allem von den 
Vorschlägen zur Schaffung eines internationalen Gold­
clearingverkehrs, internationaler Banknoten oder Gold­
zertifikate. Durch diese unter Beteiligung der Zentralnoten­
banken möglichst vieler Länder gedachte Einrichtung sollen
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die kostspieligen und daher unwirtschaftlichen internationalen 
Goldsendungen eingeschränkt werden. So wünschenswert 
und wirtschaftlich nützlich die Durchführung solcher geist­
vollen Anregungen zur Beseitigung des Kampfes ums Gold 
auch sein mag, so ist dabei doch nicht zu übersehen, dass 
sich hinsichtlich der Einlösung der ausgegebenen Kredit­
papiere die grössten Schwierigkeiten ergeben könnten, wenn 
kriegerische Verwicklungen zwischen den Ländern der be­
teiligten Notenbanken eintreten. Ob oder wann es aber 
gelingen wird, auch für den Kriegsfall ausreichende Garantien 
für die prompte Innehaltung der von den beteiligten Banken 
übernommenen Einlösungspflicht zu schaffen, steht dahin. 
Abgesehen davon bestehen aber auch volkswirtschaftliche 
Bedenken, die nicht gering zu veranschlagen sind. Sie wur­
zeln vor allem in der Schwierigkeit, einen Massstab für die 
Umrechnungssätze der verschiedenen Währungen zu finden, 
der dem jeweiligen Stande der internationalen Verschuldung 
entspricht. Dieses Hindernis steht auch der Durchführung 
eines demselben Zweck dienenden internationalen Giro­
verkehrs im grossen Stile entgegen. Praktische Ansätze, 
dazu sind gleichwohl in dem zwischen einer Reihe von Län­
dern im Jahr 1910 ins Leben getretenen Postgiroverkehr 
und in einer seit längerer Zeit von der österreichischen Post­
sparkasse in Verbindung m it mehreren ausländischen Kredit­
banken getroffenen Einrichtung bereits vorhanden. Die dabei 
noch zu sammelnden Erfahrungen werden erst ein Urteil 
darüber zulassen, ob der Ausbau dieser Einrichtung zu einem 
weltumfassenden Girosystem durch den Anschluss der 
grossen Zentralnotenbanken m it ihrem weitverzeigten F ilia l­
netz möglich und zweckmässig erscheint, oder ob die För­
derung dieser Bewegung der privaten Initiative überlassen 
bleiben soll.

Die Betrachtung all der diskontpolitischen Hilfsm ittel 
hat gezeigt, dass den Notenbanken verschiedene Wege offen­
stehen, um zeitweilig planmässig einen gewissen Einfluss 
auf die volkswirtschaftlichen Ursachen auszuüben, nach denen 
die Höhe des Diskonts bestimmt wird. Der moderne Volks­
w irt weiss, dass ungeheuer viel davon abhängt, wie die Banken 
diesen Einfluss geltend machen. Wenn sie es verstehen, m it 
ihren M itteln klug zu wirtschaften und sie unter Umständen 
rechtzeitig zu verstärken, um sie bei Bedarf der Volkswirt­
schaft zurVerfügung zu stellen, können sie einen nivellierenden 
Einfluss auf den Markt ausüben und Diskontveränderungen, 
die sonst erforderlich sein würden, vermeiden oder doch ein­
schränken. (Schluss folgt.)

Der Baugeldvertrag.
(Fortsetzung.)

Von Dr. Ernst Hagelberg, Rechtsanwalt in  B erlin .

Der B a u g e l d e m p f ä n g e r  übernimmt durch den 
Baugeldvertrag mehrere Pflichten. Die nächste Pflicht 
ist die, das empfangene Baugeld zur Bestreitung der Bau­
kosten zu verwenden. Was zur Bestreitung der Bau­
kosten gehört, kann durch den Vertrag im einzelnen fest­
gelegt sein, und ist dann massgebend. Mangels einer Be­
stimmung des Baugeldvertrages t r i t t  die Vorschrift des 
§ 1 des Bausicherungsgesetzes in Geltung, wonach der 
Empfänger von Baugeld verpflichtet ist, das Baugeld 
zur Befriedigung solcher Personen zu verwenden, die an 
der Herstellung des Baues auf Grund eines Werk-, Dienst­
oder Lieferungsvertrags beteiligt sind. Hierzu gehören 
also die Baulieferanten und -handwerker; ebenso die Bau­
arbeiter. Nicht hierher gehören Notare, Makler sowie 
solche Personen, die nicht an der Herstellung des B a u e s  
beteiligt sind, sondern etwa an der Einrichtung eines 
Gartens oder dergleichen. Abriss- und Ausschachtungs­
unternehmer sind an der Herstellung des Baues beteiligt; 
ebenso solche Lieferanten, welche an dem inneren Ausbau 
mitwirken, wie Bautischler, Tapezierer, Fahrstuhllieferanten 
usw. Der Baugeldempfänger ist verpflichtet, das empfangene 
Baugeld zur Befriedigung solcher Baubeteiligten zu ver-
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wenden. Es unterliegt aber seinem eigenen Ermessen, 
w e l c h e  Lieferanten und Handwerker er im einzelnen 
m it dem Baugeld befriedigen will. In  der Regel reicht 
das Baugeld zur Bestreitung der g e s a m t e n  Baukosten 
nicht aus. Der Baugeldempfänger braucht aber das vor­
handene Baugeld nicht zur g l e i c h m ä s s i g e n  Be­
friedigung aller Baugläubiger zu verwenden oder eine 
bestimmte Reihenfolge innezuhalten. Ebensowenig ist 
er verpflichtet, die etwa vom Geldgeber ihm bezeichneten 
Baulieferanten, vorzugsweise zu befriedigen. Der Geld­
geber ist auch nicht berechtigt, das Baugeld direkt an 
Baugläubiger für Rechnung des Baugeldempfängers aus­
zuzahlen, sofern ihm nicht eine solche Befugnis im Bau­
geldvertrage eingeräumt worden ist. Auch wo der 2. Ab­
schnitt des Bausicherungsgesetzes eingeführt worden ist, 
steht dem Geldgeber ein solches Recht der direkten Tilgung 
von Bauforderungen im Zweifel nicht zu.

Wenn der Baugeldempfänger seine Verpflichtung zur 
vertragsmässigen Verwendung des Baugeldes verletzt, 
hat der Baugeldgeber das Recht, die Auszahlung weiterer 
Baugeldraten solange einzustellen, bis der Baugeldemp­
fänger die vertragswidrige Verwendung des Baugeldes 
wieder ausgeglichen hat. Auch ein Recht zum R ücktritt 
vom Vertrage oder auf Schadenersatz wegen Nichter­
füllung kann der Baugeldgeber aus solcher ,,positiven 
Vertragsverletzung”  unter gewissen, unten zu bespre­
chenden Voraussetzungen herleiten.

Die Verpflichtung zur bestimmungsgemässen Ver­
wendung des Baugeldes enthält in sich die Verpflichtung, 
das Baugeld ü b e r h a u p t  z u  v e r w e n d e n ,  es also 
nicht unbenutzt liegen zu lassen. Hieraus folgt die Ver­
pflichtung des Baugeldempfängers, den Bau auszuführen. 
Diese Verpflichtung wird meist besonders in den Baugeld­
vertrag aufgenommen, unter Bestimmung gewisser Fristen 
für die Fertigstellung des Baues. Aber auch wenn solche 
Vertragsklausel nicht vorhanden ist, muss es sowohl nach 
dem Verkehrsgebrauch, als nach dem Zweck des ganzen 
Baugeldvertrages als stillschweigend vereinbart gelten, 
dass der Baugeldempfänger den Bau in der hierzu erforder­
lichen Zeit ohne Verzögerung fertiggestellt, damit dem 
Baugeldgeber baldmöglichst durch das fertiggestellte Ge­
bäude die in Aussicht genommene Sicherheit für das Bau- 
gelddarlehn verschafft werde. Kommt also der Baugeld­
empfänger m it der Ausführung des Baues in Verzug, lässt 
er insbesondere den Bau ohne sachlichen Grund liegen, 
so ist dies eine Vertragsverletzung, die den Bau­
geldgeber wiederum zur Einbehaltung weiterer Baugeld­
raten und unter den unten erörterten Voraussetzungen 
auch"zum R ücktritt vom Vertrage berechtigt. Die Pflicht 
des Baugeldempfängers erstreckt sich ferner auch auf 
die o r d n u n g s . m a s s i g e ,  den Bauplänen und poli­
zeilichen Vorschriften entsprechende A rt der Bauaus­
führung.

Die weitere Hauptpflicht des Baugeldempfängers be­
steht in der V e r z i n s u n g  und R ü c k z a h l u n g  
des Baugelddarlehns. Für die Rückzahlung pflegt ein 
Termin bereits im  Baugeldvertrage bestimmt zu sein. 
Sollte dies ausnahmsweise unterlassen sein, so gelten die 
allgemeinen Vorschriften über die Rückzahlung von Dar­
lehen. Hierbei ist das gesamte Baugeld als einheitliches 
Darlehn aufzufassen, so dass nicht etwa vor der Auszahlung 
der letzten Rate bereits die Rückzahlung der ersten Rate 
verlangt werden kann. Nach Auszahlung des gesamten 
Baugeldes ist das Darlehn m it der vom Gesetz vorgeschrie­
benen Frist von 3 Monaten — da es ja immer mehr als 
300 M. betragen wird — zu kündigen. In  der Regel wird 
das Baugeld von einer aufzunehmenden ersten Hypothek 
abgelöst. An sich ist die Rückzahlung des Baugeldes 
jedoch hiervon unabhängig.

Die Zinsen und ebenso die dem Geldgeber meist ge­
schuldete „Provision”  werden gewöhnlich von den ein­
zelnen Baugeldraten in Abzug gebracht. Hiergegen ist 
auch vom Standpunkt des Bausicherungsgesetzes aus 
nichts einzuwenden. Nur wo der zweite Abschnitt dieses 
Gesetzes eingeführt ist, sind solche Abzüge praktisch be­
schränkt, weil durch sie nicht der gesetzlich ermöglichte 
Vorrang der Baugeldhypothek vor der Bauhypothek er­
langt werden kann.

Eine weitere Verpflichtung des Baugeldempfängers 
besteht in der vertragsmässigen S i c h e r s t e l l u n g  
des Baugeldes, die in der Regel durch Eintragung einer 
Hypothek erfolgt. Eine B a u g e l d h y p o t h e k  als solche 
gibt es nur in den Gemeinden, in denen der 2. Abschnitt des 
Bausicherungsgesetzes eingeführt worden ist. Im  übrigen 
ist die Hypothek eine gewöhnliche Darlehnshypothek.
In  der Regel w ird sie sogleich in voller Höhe des zu gewäh­
renden Baugeldes eingetragen. Soweit noch kein Baugeld 
ausgezahlt ist, steht diese Hypothek gemäss § 1163 BGB. 
dem Eigentümer des Grundstückes zu. Eine Gefahr für 
den Eigentümer besteht hier nur insofern, als der ein­
getragene Hypothekar in der Lage ist, durch Abtretung 
der Hypothek an einen gutgläubigen Dritten, der von der 
Nichtgewährung der Hypothekenvaluta keine Kenntnis 
ha t,, die nur formelle Eintragung der Hypothek zu einer 
m a t e r i e l l  w i r k s a m e n  zu machen. Solche Fälle 
sind jedoch praktisch überaus selten und werden in der 
Regel einen strafbaren Betrug oder auch eine Untreue 
des Baugeldgebers darstellen. Abgesehen hiervon wird 
durch die Eintragung der vollen Höhe des Baugeldes die 
Beweislast bezüglich des Bestehens der Forderung um­
gedreht, indem bei der Hypothekenklage des Geldgebers 
die gesetzliche Vermutung der §§ 1138, 891 BGB. e in tritt, 
wonach die eingetragene Hypothekenforderung bis zum 
Gegenbeweise als bestehend gilt.

In  der Regel bedingt sich der Geldgeber im Baugeld­
vertrage für die einzutragende Hypothek einen bestimmten 
Rang aus. Solange die Hypothek m it diesem Range nicht 
eingetragen ist, kann der Geldgeber die Auszahlung von 
Baugeld verweigern. Falls etwa nach Eintragung der 
Hypothek der Rang seitens einer dritten Person streitig 
gemacht wird, z. B. durch Eintragung eines Widerspruchs 
gegen die Richtigkeit des Grundbuchs, kann der Geld­
geber gleichfalls weitere Raten einbehalten, bis diese Be­
einträchtigung beseitigt worden ist.

In  der sofortigen Eintragung der Hypothek für den 
g e s a m t e n  Befrag des herzugebenden Baugeldes liegt 
eine den Eigentümer bindende Verfügung. Der Geldgeber 
hat also einen Anspruch darauf, dass diese Hypothek bis 
zur vollständigen Erledigung des Baugeldvertrages auf 
seinen Namen eingetragen bleibt. Ferner hat der Geld­
geber ein R e c h t  darauf, durch Hergabe der gesamten 
versprochenen Baugelder und durch deren Empfangnahme 
seitens des Baugeldnehmers den vollen Betrag der ein­
getragenen Hypothek auch materiell zu Eigentum zu er­
werben. Hieraus folgt, dass der Geldgeber nicht ver­
pflichtet ist, während des Schwebens des Baugeldvertrags 
die Umschreibung des jeweils noch nicht valutierten Teiles 
der Baugeldhypothek in eine Eigentümergrundschuld zu 
dulden oder etwa gar durch Vorlegung des Hypotheken­
briefes hierzu mitzuwirken. Das ist insbesondere von 
Wichtigkeit für den praktisch häufigen Fall einer Pfändung 
der Eigentümerschuld für einen Gläubiger des Eigen­
tümers. Diese Pfändung wird rechtswirksam nur durch 
Wegnahme des Hypothekenbriefes bzw. durch Eintragung 
in das Grundbuch. Aus diesem Grunde pflegen die Gläu­
biger des Eigentümers einen gerichtlichen Pfändungs­
beschluss zu erwirken, durch welchen der angebliche An­
spruch des Eigentümers gegen den Baugeldgeber auf Vor­
legung des Hypothekenbriefes bei dem Grundbuchamt 
zwecks Umschreibung der Hypothek in  eine Eigentümer­
grundschuld gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung 
überwiesen wird. Durch einen solchen Pfändungsbeschluss 
kann aber der pfändende Gläubiger niemals mehr Rechte 
erlangen, als sein Schuldner, der Grundstücks-Eigentümer, 
hatte. Der Eigentümer hat aber, wie oben clargelegt ist, 
keinen Anspruch gegen den Baugeldgeber auf Vorlegung : 
des Hypothekenbriefes zwecks Umschreibung dftr Hy- 
pothek in eine Eigentümergrundschuld. Der Baugeld­
geber kann also auch dem Gläubiger des . Eigentümers - 
die Vorlegung des Hypothekenbriefes verweigern. Hier­
durch w ird die Pfändung der Eigentümers.chuld praktisch 
ausgeschlossen. Auch wo ein Hypothekenbrief nicht ge­
bildet ist, kann der eingetragene Baugeldgeber seine M it­
wirkung zur Umschreibung der auf ihn eingetragenen 
Baugeldhypothek in eine Eigentümergrundschuld ver­
sagen; hierdurch wird die Eintragung der Pfändung jener

*>
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Eigentümergrundschuld ausgeschlossen. Nur wenn das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Baugeldgeber und dem 
Baugeldempfänger beendigt ist, besteht ein Anspruch des 
Eigentümers gegen den Baugeldgeber auf Einwilligung in 
die Umschreibung desjenigen Teils der Baugeldhypothek, 
welche nicht valutiert worden ist, und von der es nunmehr 
feststeht, dass sie auch in Zukunft nicht valutiert werden 
•wird.

W ird für das Baugeld nicht eine Hypothek, sondern 
eine Grundschuld eingetragen, so fallen die m it der Eigen­
tümergrundschuld und ihrer Pfändung verbundenen 
Schwierigkeiten fort. Die Baugeldgrundschuld steht in voller 
eingetragener Höhe dem Baugeldgeber zu, auch solange 
er noch nicht das volle Baugeld ausgezahlt hat. Bei Be­
endigung des Baugeldgeschäftes ist der Baugeldgeber 
verpflichtet, die Grundschuld in Höhe des nicht durch 
Baugelder belegten Betrags löschen zu lassen, wodurch 
die nachfolgenden Rechte -vorrücken. Vgl. Reichsgericht 
in JW. 05, 291.

A n z u r e c h n e n  a u f  d i e  H y p o t h e k e n ­
v a l u t a  sind alle diejenigen Beträge, welche der Bau­
geldgeber als Baugeld hergegeben hat oder die er durch 
Verrechnung getilgt hat. Bei Verrechnungen kommt es 
natürlich darauf an, ob der Geldgeber befugt war, sich von 
der Pflicht zur Gewährung des Baugeldes durch Auf­
rechnung m it dem Gegenanspruch zu befreien. Bestand 
eine solche Befugnis nicht, so kann auch die Anrechnung 
auf das zu zahlende Baugeld nicht erfolgen, so dass die 
Hypothek insoweit nicht valutiert ist und dem Eigentümer 
als Grundschuld zusteht. Dasselbe g ilt für Zahlungen, die 
der Geldgeber in Anrechnung auf das Baugeld direkt an 
Baulieferanten geleistet hat. Soweit er nach dem Bau­
geldvertrage hierzu nicht berechtigt war, ist die Baugeld­
hypothek nicht als valutiert zu betracheten. Etwas Be­
sonderes g ilt in denjenigen Gemeinden, für welche der 
zweite Abschnitt des Bausicherungsgesetzes eingeführt 
wird. Hier ist es zulässig, dass auf Antrag des Baugeld­
gebers vom Amtsgericht ein Treuhänder bestellt wird, 
welcher die Auszahlung des Baugeldes an die bestimmten 
Empfänger anweist oder bewirkt. Soweit nun Baugeld auf 
Anweisung oder durch Vermittlung des Treuhänders 
ausgezahlt worden ist, erlangt nach der ausdrücklichen 
Vorschrift des § 35 des Bausicherungsgesetzes die Baugeld­
hypothek den Vorrang vor der Bauhypothek. Hieraus 
ist aber zu folgern, dass die Baugeldhypothek insoweit 
auch als valutiert zu gelten hat und dem Baugeldgeber 
infolgedessen zusteht. Im  übrigen richtet sich die Frage 
der Valutierung der Baugeldhypothek nach dem Baugeld­
vertrage. Insoweit eine Zahlung des Geldgebers dem Bau­
geldvertrage widerspricht, braucht der Baugeldempfänger 
diese Zahlung nicht als in Anrechnung auf das Baugeld 
bewirkt anzuerkennen. Daher ist die Baugeldhypothek 
insoweit, auch nicht valutiert. Andererseits wird durch 
jede Zahlung, welche dem Baugeldvertrage entspricht, 
die Hypothek für den Baugeldgeber erworben. Es kommt 
für diese Frage nicht darauf an, ob die betreffende Geld­
zahlung etwa dem § 1 des Bausicherungsgesetzes zuwider 
erfolgt ist. Wenn z. B. Baugeld a u f  A n w e i s u n g  d e s  
B a u g e l d e m p f ä n g e r s  an eine dritte Person aus­
gezahlt wird, die an der Herstellung des Baues nicht be­
teiligt ist, so ist .eine solche Zahlung in den Regelfällen 
eine Verletzung der durch § 1 des Bausicherungsgesetzes 
angeordneten Verwendungspflicht. Dennoch ist diese 
Zahlung im Vertragsverhältnis zwischen Geldgeber und 
Baugeldempfänger rechtmässig bewirkt; die versprochene 
Baugeldvaluta ist also vertragsmässig gewährt und der 
entsprechende Teil der Baugeldhypothek für den Geld- 

, geber gemäss § 1163 BGB. erworben. Ob durch Ver- 
■ rechnung der dem Geldgeber zustehenden Ansprüche 
an Zinsen, Provision und Spesen die Baugeldhypothek 

• valutiert wird, hängt von dem Inhalt des Vertrages ab. In  
der Regel ist, wie oben ausgeführt, die Verrechnung nach 
dem Vertrage zulässig.

Häufig räumen .vorgehende Hypotheken der Bau­
geldhypothek den Vorrang ein. Der W ille der Parteien 
geht c]ann in der Regel nicht dahin, auch der — mangels 
Valutierung der Baugeldhypothek entstehenden — Eigen- 
tümergrundschuld den Vorrang zu gewähren. Vgl. Reichs­

gericht Bd. 59, 313 und JW. 06, 353 Nr. 14. Es ist Aus­
legungsfrage auf Grund der Umstände des einzelnen Falles, 
ob die Parteien der Eigentümergrundschuld den Vorrang 
versagen wollten oder nicht. Um diese Zweifel zu vermeiden 
lässt der Zurücktretende sich oft bei der Baugeldhypothek 
eine Vormerkung eintragen zur Sicherung des Anspruchs 
auf Löschung, insoweit die Hypothek dem Eigentümer 
zusteht, also nicht valutiert ist. (Schluss folgt.)

Gerichtliche Entscheidungen.

I. Bürgerliches Recht.
1. Zu §§  133, 157. BGB.
W e n n  s i c h  e i n  B a n k i e r  e i n e m  a n d e r n  

g e g e n ü b e r  v e r p f l i c h t e t ,  da s  K o n t o  e i n e s  v o n  
d e s s e n  S c h u l d n e r n  „ a b z u l ö s e n “ , s o  w i l l  
e r  d a m i t  r e g e l m ä ß i g  u n t e r  B e f r i e d i g u n g  
d e s  b i s h e r i g e n  G l ä u b i g e r s  a l s  n e u e r  G l ä u ­
b i g e r  a n  d e s s e n  S t e l l e  t r e t e n ;  d i e s  i s t  b e ­
s o n d e r s  d a n n  a n z u n e h m e n ,  w e n n  e r  s i c h  
d i e  f ü r  d a s  S c h u l d v e r h ä l t n i s  l a u t e n d e n  
W e c h s e l  v o n  d e n  b i s h e r i g e n  G l ä u b i g e r n  
a u f  s i c h  i n d o s s i e r e n ,  s i c h  a u s h ä n d i g e n  
u n d  d i e  b e s t e l l t e n  S i c h e r h e i t e n  ü b e r ­
t r a g e n  l ä ß t .

U r te i l des R G . I .  Z iv.-Sen. vom  18. O kt. 1911, Rep. I .  
40. 11 (J . W . 1912, S. 28).

K lä g e rin  k la g t au f Festste llung von  W echselforderungen 
im  N ach laß konku rs  des S. gegen den K on ku rsve rw a lte r. D ie 
W echsel waren von  F rau  Z. ausgestellt und von  S. als Bürgen 
un terze ichne t. Das O LG . wies die K lage ab, das R G . hob 
auf. D ie  Auslegung, welche das O LG . dem  Schreiben der K lä ­
gerin  vom  16. A ugust 1907 an die Kreissparkasse und ins­
besondere den W o rte n : „v e rp flic h te n  uns h ie rm it, folgende 
O bligos der F irm a  L . Z. be i Ihnen  b innen 6 M onaten von  heute 
an gerechnet abzulösen“  g ib t, wenn es da rin  die V e rp flich tu n g  
zu einer o b je k tive n  T ilg un g  der W echselobligos find e t, is t 
re c h ts irr tü m lic h  und übersieht die B edeutung erheb licher 
Tatsachen (vgl. U r te i l des V . ZS. des R G . vom  25. Ju n i 1911, 
Rep. V , 44, 1911). W enn ein B an k ie r sich einem anderen gegen­
über v e rp flic h te t, das K o n to  eines Schuldners des le tz te ren 
„abzu lösen“ , so w i l l  er d a m it regelmäßig u n te r B e fried igung  
des bisherigen G läubigers als neuer G läubiger an dessen Stelle 
tre ten . W enn er nun  vollends, w ie im  vorliegenden Falle, die 
fü r  das S chu ldverhä ltn is  laufenden W echsel von  dem b is­
herigen G läub iger au f sich indossieren, die W echsel sich aus­
händigen und  die beste llten S icherheiten sich übertragen 
läß t, so w ird  d a m it in  ek la ta n te r Weise dargetan, daß die 
B e fried igung  des bisherigen G läubigers n ic h t eine ob je k tive  
T ilg un g  der W echse lobliga tionen bezweckt, sondern daß 
diese im  G egenteil fo rtbe s te h t. N u r  der G läubiger h a t ge­
wechselt. Das O LG . m ach t fü r  seine Auffassung geltend, 
die K lä ge rin  habe F rau  Z. „h a lte n “  w ollen. Diese Tatsache, 
fü r  welche Zeugenaussagen ve rw e rte t sind, s teh t fü r  die R ev i- 
sionsinstanz fest. A be r unschlüssig is t die Folgerung, die das 
O LG . aus ih r  zieht. Denn die K lä ge rin  konn te  die F rau  Z. 
ebensogut dann ha lten , d. h. v o r einem sofo rtigen Z u g r iff  
ih re r G läub iger schützen, wenn sie sich die gegen sie laufenden 
W echsel übertragen ließ, als wenn sie die W echselschuld d e fi­
n i t iv  b e rich tig te . M it  der Annahm e, daß K lä ge rin  die W echsel­
schuld der A usste lle rin  o b je k tiv  g e tilg t und  dadurch der A v a ­
lis t  S. fre i geworden sei, fä l l t  die E ntsche idung des O LG . S. 
bzw. sein N achlaß ha ften  aus der wechselmäßigen U n te rs c h rift.

2. Zu § §  662, 667 BGB.
H a t  d e r  B e a u f t r a g t e  d i e j e n i g e n  A k ­

t i e n ,  d i e  e r  f ü r  d e n  A u f t r a g g e b e r  i n  d e r  
G e n e r a l v e r s a m m l u n g  v e r t r e t e n  s o l l t e ,  
b e i  d e r  A k t i e n g e s e l l s c  h' ä f t  h i n t e r l e g t  u n d  
b e h ä l t  d i e s e  d i e  A k t i e n  a l s  S i c h e r h e i t  f ü r  
e i n e  i h r  v o n  d e m  A u f t r a g g e b e r  g e g e b e n e  
B ü r g s c h a f t  z u r ü c k ,  s o  i s t  d e r  B e a u f t r a g t e  
n i c h t  v e r p f l i c h t e t ,  s i c h  d e n  U m s t ä n d e n  
u n d  K o s t e n  e i n e s  a u f  R ü c k g a b e  d e r  h i n
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t e r l e g t e n  A k t i e n  a n  z u  s t e l l e n  d e n  P r o ­
z e s s e s  z u  u n t e r z i e h e n .  S o f e r n ,  e r  d i e  A k ­
t i e n  a u f  s e i n e n  N a m e n  h i n t e r l e g t  h a t ,  
h a t  e r  n u r  d a s  H i n t e r l e g u n g s v e r h ä l t n i s  
s o  z u  g e s t a l t e n ,  d a ß  d e r  A u f t r a g g e b e r  d i e  
R e c h t s t e l l u n g  d e s  H i n t e r l e g e r s  g e g e n ­
ü b e r  d e r  G e s e l l s c h a f t  e r l a n g t ,  u n d  a n  
i h n  d e n  A n s p r u c h  a u f  R ü c k g a b e  d e r  h i n t e r ­
l e g t e n  A k t i e n  a b z u t r e t e n .  S o f e r n  e r  d i e  
A k t i e n  a u f  d e n  N a m e n  d e s  A u f t r a g g e b e r s  
h i n t e r l e g t  h a t ,  h a t  e r  k e i n e  d i e s b e z ü g ­
l i c h e  V e r p f l i c h t u n g ,  d a  d i e s e m  d a n n  s c h o n  
d i r e k t  d e r  v e r t r a g l i c h e  H e r a u s g a b e a n ­
s p r u c h  z u s t e h t .

U r te i l des R G . V I I .  Z iv.-Sen. vom  30. O k t. 1911. Rep. V I I  
203, 11 (J . W . 1912, S. 34).

3. Zu § 676 BGB.
R ä t  e i n  B a n k i e r  d e n  A n k a u f  v o n  M i n e n ­

s h a r e s ,  o h n e  d e n Z u s t a n d  d e r  M i n e  z u  k e n n e n  
u n d  s i c h  v o r h e r  d a r ü b e r  s o r g f ä l t i g  d u r c h  
g e e i g n e t e  E r k u n d i g u n g  z u  v e r g e w i s s e r n ,  
o d e r  g a r  t r o t z  K e n n t n i s  d e r  s e h r  m i s s l i c h e n  
L a g e  d e s  M i n e n u n t e r n e h m e n s ,  s o  h a n d e l t  
e r  f a h r l ä s s i g  u n d  h a f t e t  d e m  K u n d e n  f ü r  
d e n  S c h a d e n ,  d e r  d i e s e m  a u s  d e m  z u f o l g e  
d e s  R a t e s  g e s c h l o s s e n e n  K a u f v e r t r ä g e  e r ­
w ä c h s t .

U r te i l d. O LG . H a m bu rg  vom  28. N ovem ber 1911 (Hans. 
G erich tsztg . 1912, H a u p tb l. S. 35).

4. Z u  § 793 ff. BGB. § 363 HGB.
I s t  e i n  W e r t p a p i e r  a u f  „ I n h a b e r  o d e r  

O r d e r "  a u s g e s t e l l t ,  s o  i s t  d i e  A n n a h m e ,  
d a s s  e s  e i n  I n h a b e r p a p i e r  i s t ,  m i t  d e m '  Z u ­
s a t z  „ o d e r  O r d e r “  n i c h t  u n v e r e i n b a r .  V o n  
e i n e m  O r d e r p a p i e r  k a n n  m a n  n u r  d a n n  
s p r e c h e n ,  w e n n  i n  d e r  U r k u n d e  e i n e  b e ­
s t i m m t e  P e r s o n  a l s  G l ä u b i g e r  b e n a n n t  i s t ,  
d e r e n  O r d e r  m a s s g e b e n d  s e i n  s o l l .

U r te i l des R G ., V . Z iv.-Sen. vom  2. Dezember 1911, 
I  266, 11. ( „R e c h t"  1912 N r. 405.)

II. Wechselrecht.
1. Zu Art. 21 Nr. 4, 43 WO.
H a t  d e r  T e i l h a b e r  e i n e r  o f f e n e n  H a n ­

d e l s g e s e l l s c h a f t  e i n e n  W e c h s e l  n a m e n s  
d i e s e r  G e s e l l s c h a f t  a u f  s i c h  g e z o g e n  u n d  
i m  e i g e n e n  N a m e n  a n g e n o m m e n ,  u n d  i s t  
d e r  W e c h s e l  d a n n  a u f  a u s d r ü c k l i c h e n  
W u n s c h  d e s  T e i l h a b e r s  v o n  d e m  e r s t e n  
I n d o s s a t a r  d o m i z i l i e r t  w o r d e n ,  s o  w i r k t  
d i e  h i e r i n  l i e g e n d e  E i n v e r s t ä n d n i s e r -  
k l ä r u n g  i n  d i e  D o m i z i e r u n g  a u c h  z u g l e i c h  
g e g e n  d i e  a l s  A u s s t e l l e r i n  v e r p f l i c h t e t e  
o f f e n e  H a n d e l s g e s e l l s c h a f t .

U r te i l des R G . I .  Z iv.-Sen. vom  18. O k t. 1911. Rep I  
281, 11 (J. W . 1912. S. 48).

2. Zu Art. 39 WO.
D i e  Z a h l u n g  e i n e s  Z w i s c h e n i n d o s s a n ­

t e n  a l s  s o l c h e  t i l g t  n o c h  n i c h t  d e n  A n ­
s p r u c h  d e s  W e c h s e l i n h a b e r s  g e g e n  d e n  
A u s s t e l l e r .  D a s  g i l t  z u m a l  d a n n ,  w e n n  d i e  
W e c h s e l u r k u n d e  u n z e r s t ö r t  u n d  o h n e  Z a h ­
l u n g s v e r m e r k  i m  B e s i t z  d e s  W e c h s e l i n ­
h a b e r s  v e r b l e i b t .

U r te i l des R G . I .  Z iv.-Sen vom  9. O k t. 1911, Rep. I  389. 10 
(J . W . 1912, S. 48).

3. Zu Art. 82 W O .
E i n  W e c h s e l i n h a b e r  d a r f  d i e  e r h a l '  

t e n e n  G e f ä l l i g k e i t s a k z e p t e ,  z u  d e r e n  E i n ­
l ö s u n g  e r  s i c h  v e r p f l i c h t e t  h a t t e ,  a u c h  
d a n n  n i c h t  g e l t e n d  m a c h e n ,  w e n n  i h m

a n d e r e  F o r d e r u n g e n  g e g e n  d e n  A k z e p t a n t e n  
z u s t e h e n .

U r t .  d. R G . I .  Z iv .-S en. v . 9. O k t. 1911, Rep I  77 11 
(J. W . 1912, S. 48).

III. Stempel- und Steuerwesen.
*■ Zu §§ 55, Abs. 2, 56 Abs. 2 des Reichserbschaftssteuer- 

ges. vom 3. Juni 1906.
A n w e n d u n g  d e r  S c h e n k u n g s s t e u e r  n a c h  

§ 55 A b s .  1 d e s  R e i c h s e r b s c h a f t s s t e u e r ­
g e s e t z e s  u n d  N i c h t a n w e n d u n g  d e r  B e f r e i ­
u n g s v o r s c h r i f t  d e s  § 56 A b s .  2 d a s e l b s t  b e i  
e i n e r  Z u w e n d u n g ,  d i e  e i n e  B a n k  d e m  
u n t e r  i h r e n  A n g e s t e l l t e n  b e s t e h e n d e n  
W i t w e n -  u n d  W a i s e n u n t e r s t ü t z  u n g s  v e r ­
e i n e  m a c h t .

U r te i l des R G . vom  2. Januar 1912, V I I  316 191 U).
Im  Jahre 1905 h a t die M. B an k  in  S. einen W itw e n - 

und  W aisen-U nterstü tzungsvere in  ih re r Beam ten gegründet. 
D e r Zweck dieses Vereins, der im  Vere insregister eingetragen 
is t, besteht darin , die H in te rb liebenen der A ngeste llten der 
B a n k  zu un ters tü tzen . M itg lie d e r können alle verhe ira te ten  
oder ve rh e ira te t gewesenen Beam ten der B an k  werden, wenn 
sie das 25. Lebensjahr vo llende t haben. Be iträge werden n ic h t 
erhoben. E inen Rechtsanspruch au f U n te rs tü tzu n g  haben 
weder die M itg lieder, noch die H in terb liebenen . D e r V o r­
stand w ird  durch die M itg lie d e r gewählt. Den V e rw a ltu ngsra t 
b ild e t das jew eilige D ire k to r iu m  der B ank. Ohne Z us tim m ung 
des V erw a ltungsra ts  d a rf keine U n te rs tü tzu n g  gezah lt werden. 
B e i E n tz iehung  der R ech ts fäh igke it oder bei A u flösung  ohne 
G enehm igung des V erw a ltungsra ts  fä l l t  das Verm ögen des 
Vereins an die B a n k  zurück. N ach § 2 Abs. 3 der Satzungen 
is t  dem V ere in  zur V e rw irk lic h u n g  seines Zwecks von der B an k  
die Zuwendung eines entsprechenden K a p ita ls  in  A ussich t ge­
s te llt. Nachdem  die B an k  zunächst im  M ärz 1907 dem V e r­
eine die Sum m e von 25 000 M. zu r A uss ta ttun g  überwiesen 
ha tte , m achte sie ih m  zu gleichem  Zweck im  M ärz 1910 eine 
neue Zuwendung von 175 000 M . W ie im  ersten Fa lle  fo rde rte  
auch diesm al das E rbschaftssteueram t die E n tr ic h tu n g  von  
5 pC t. Schenkungssteuer. D e r V ere in  zah lte  den geforderten 
B etrag. Seine K lage au f Z u rückzah lung  h a tte  in  erster Ins tanz  
E rfo lg , und auch die B eru fung  des F iskus w urde zu rü ck ­
gewiesen. A u f Revis ion des F iskus h a t aber das R e ichsgericht 
die K lage abgewiesen. Das Reichsgericht fü h r t  aus:

D er B eru fungsrich te r is t der M einung, dass der Befre iungs­
g rund  des § 56 Abs. 2 des Erbschaftssteuergesetzes vom  3. J u n i 
1906 vorliege, w e il der klagende Verein, dem die M. B an k  die 
frag lichen 175 000 M. zugewendet hat, den Zweck verfolge, 
die H in te rb liebenen der B ankbeam ten zu un ters tü tzen , und 
w e il die B ank über das du rch  den A nstand  Gebotene n ich t 
hinausgegangen sei.

D ie R evis ion rü g t V erle tzung  des § 56 Abs. 2 und diese 
Rüge muss fü r  begründet e rachte t werden.* 2)

Das Gesetz s teh t n ic h t au f dem S tandpunkte , dass es 
g rundsä tz lich  A ns ta ndsp flich t des D ienstherrn  sei, den fü r  
seine Angeste llten bestehenden Unterstü tzungskassen Z u­
wendungen zu machen. Nach § 12 Abs. 1 Z iffe r 4 in  V e rb indung  
m it  § 55 des Gesetzes sollen Schenkungen an Kassen oder 
A nsta lten , welche die U n te rs tü tzu n g  der zu dem Schenker 
in  einem D ienst- oder A rbe itsverhä ltn isse stehenden Personen, 
sowie der Fam ilienangehörigen solcher Personen bezwecken 
und den B etrag von 5000 M. übersteigen, m it  5 pC t. ve rs teuert 
werden. Diese B estim m ung w ürde bedeutungslos sein, wenn 
es g rundsätz lich  A n s ta ndsp flich t des D ienstherrn  wäre, solche 
Schenkungen zu machen, da dann nach § 56 Abs. 2 regel­
mässig S teuerfre ihe it e in tre ten  müsste. Das V o rh a n d e n se in / 
einer A ns ta ndsp flich t kann deshalb im m er n u r au f G rund  be-' 
sonderer, im  einzelnen Falle  nachzuweisender U m stände an­
genommen werden. Diese LTmstände müssen so geartet 
sein, dass sich der D ienstherr, ohne seinen R u f zu gefährden, 
der Schenkung n ic h t entziehen konnte. Solche Um stände

h Mitgeteilt von Herrn lleichsgerielitsrat Kastan,  Leipzig.
2) »gl. das dieselben Beteiligten betreffende Urteil des Reichs­

gerichts vom 16. Oktober 1908, Bank-Archiv V I I I  S. 125, andererseits 
aber auch das Urteil des Reichsgerichts vom 11. Februar 1Q10, Bank- 
Archiv IX  S. 189.



171

sind h ie r n ic h t festgeste llt. D e r B eru fungsrich te r le g t darauf 
G ew icht, dass in  M ecklenburg alle grösseren G e ld in s titu te  
fü r  ih re  A ngeste llten sorgen. N ach seiner Festste llung g ib t 
die S parbank in  S. jä h r lic h  12 500 M. an Versorgungsbeiträgen 
aus. D ie  Me. B an k  h a t ih re  Beam ten fü r  jä h r lic h  2570 M. 
vers iche rt und u n te rh ä lt daneben noch einen besonderen 
Beam tenunterstü tzungsfonds. D ie  E rspa rn isans ta lt in  S. 
h a t Pensionsberechtigung der Beam ten und D iener e ingeführt. 
D ie  Yere insbank in  W . h a t einen Beam tenpensionsverein ge­
gründet. D ie R. B an k  vers iche rt ih re  Beam ten. D ie  Vere ins­
b a nk  in  W . überw eist ausserdem jä h r lic h  einen T e il des R e in ­
gewinns einem Fonds zugunsten der Beam ten. A lle in  dieser 
W e tte ife r u n te r den einzelnen B anken lässt sich auch auf 
andere Weise erklären. Schon das geschäftliche Interesse 
eines jeden w irtsch a ftlich e n  Unternehm ens e rfo rdert, dass 
es in  Ansehung der Fürsorge fü r  seine A ngeste llten n ic h t h in te r 
den Aufw endungen anderer g le ichartige r U n ternehm ungen 
zu rü ckb le ib t. D ie  täg liche E rfa h ru n g  le h rt, dass tüch tige  
A rb e itsk rä fte  sich dem A rbe itgeber zuwenden, der ihnen in  
m a te rie lle r Beziehung am  m eisten b ie te t. Es is t deshalb n ich t 
ge rech tfe rtig t, wenn der B eru fungsrich te r aus dem  Um stande, 
dass die m ecklenburg ischen B anken in  der Fürsorge fü r  ih re  
Beam ten einander zu überb ie ten suchen, den Schluss zieht, 
dass sie u n te r dem Zwange einer A ns ta n d sp flich t handelten. 
Das angefochtene U r te i l und das ih m  zugrunde liegende G u t­
achten der B e rline r H ande lskam m er vom  23. Dezem ber 1910 
lassen auch jede nähere Begrenzung der ve rm e in tlichen  A n ­
s tan dsp flich t verm issen. Insbesondere b le ib t es danach unk la r, 
weshalb die M . Bank, deren V erhältn isse seit 1906 im m er gleich 
günstig  waren, dadurch, dass sie in  den Jahren 1908 und 
1909 von jede r Zuwendung absah, n ic h t gegen den Anstand 
verstiess, und weshalb im  Jahre 1910 zu r E rfü llu n g  derAnstands- 
p f lic h t  175 000 M . e rfo rde rlich  waren, während im  Jahre 1907 
25 000 M. genügt ha tten . Z u tre ffend  w ird  von der R evis ion 
auch darau f hingewiesen, dass die Angeste llten  der M. Bank, 
denen gegenüber die A n s ta ndsp flich t bestanden haben soll, 
du rch  die Zuwendung der 175 000 M. an den klagenden V ere in 
noch gar n ic h t bere ichert sind. W ie  aus den §§ 7 und 8 der 
Satzungen he rvo rge llt, h a t ke in  A ngeste llte r au f G ewährung 
oder Fortgew ährung  einer Rente einen Anspruch* und keine 
U n te rs tü tzu n g  da rf gezahlt werden, wenn die D ire k tio n  der 
B an k  n ic h t zus tim m t. D ie  Angeste llten  haben also keinen 
Rechtsanspruch, sondern eine blosse Aussich t au f Renten 
und U n te rs tü tzungen . W enn nun auch n ic h t zu bezweifeln 
is t, dass sich ih re  H o ffnungen  derm ale inst e rfü llen  werden, 
so lässt sich doch w o h l n ic h t sagen, dass, wenn w irk lic h  eine 
A ns ta n d sp flich t zu Zuwendungen an die Beam ten oder ih re 
H in te rb liebenen bestand, dieser P flic h t schon durch H ingabe 
der 175 000 M. an den V ere in  Genüge geschehen wäre. Dem  
V ere in  gegenüber konn te  aber eine A n s ta n d sp flich t überhaup t 
n ic h t in  Frage kom m en.

D ie A nnahm e des Beru fungsrichte rs, dass du rch  die Z u­
wendung d e r in  Rede stehenden 175 000 M. an den klagenden 
V ere in  einer au f den A nstand zu nehmenden R ü cks ich t en t­
sprochen worden sei, b e ru h t h iernach au f einer unzutre ffenden 
A uffassung des Anstandsbegriffs  i. S. des § 56 Abs. 2 des 
Gesetzes; es is t im  G egenteil der A ns ich t der R evis ion be i­
zutre ten, dass die bezeichnete B ank, wenn sie die Zuwendung 
unterlassen hä tte , n ic h t gegen den A nstand  verstossen haben 
würde.

N a c h s c h r i f t  d e r  R e d a k t i o n .

Bei einem V erg le ich der vorstehenden E ntsche idung m it  
derjenigen desselben Senats vom  11. F eb rua r 1910 (B ank- 
A rc h iv  I X  S. 189) n im m t m an m it  Bedauern w ahr, dass das 
Reichsgericht sich bei B estim m ung des B egriffs  der du rch  den 
Anstand gebotenen Schenkung neuerdings w ieder den durchaus 

' zutre ffenden Erwägungen verscliliesst, m it  denen es seine 
Entscheidung vom  11. F ebruar 1910 begründet ha tte . W ir  
haben bereits bei Besprechung des U rte ils  vom  16. 10. 1908 
(B a n k -A rch iv  8 S. 126) unseren Bedenken gegen eine zu enge 
Auffassung des A nstandsbegriffs  A usd ruck  gegeben. D ie 
Gründe, m it  denen das Reichsgericht diese enge Auslegung 
in  seiner obigen Entscheidung re c h tfe rtig t, scheinen uns in 
ke iner Weise überzeugend. W enn, w ie das Reichsgericht 
he rvorhebt, Zuwendungen der h ie r in  Frage kom m enden A r t  
a u c h  i?f der A bs ich t der E rlangung und E rh a ltu n g  eines tü c h ­
tigen  Beäratenkörpers b e w irk t werden, so schliesst das Be­

stehen dieser A bs ich t es doch n ic h t im  m indesten aus, dass das 
zuwendende In s t itu t  m it  der Zuwendung g l e i c h z e i t i g  
einer auf den A nstand zu nehmenden R ücks ich t entsprechen 
w ill.  Es werden sich wenig Fä lle  von  Anstandsschenkungen 
finden  lassen, bei denen n ic h t irgendwelche N ü tz lic h k e its ­
erwägungen m itsprechen; du rch  das gle ichzeitige V orliegen 
solcher M o tive  w ird  der Gegensatz, in  welchem  die steuerfreie 
Anstandsschenkung zu r s teuerp flich tigen  reinen L ib e ra litä t  
steht, n ic h t abgeschwächt, sondern v e rs tä rk t. W enn das 
R e ichsgericht annehmen sollte, dass Fürsorgem assnahm en 
der h ie r in  B e tra c h t kom m enden A r t  n u r  aus G ründen des 
geschäftlichen Interesses und n ic h t vorw iegend oder doch 
g le ichzeitig  au f G rund  eines den sozialen Anschauungen unserer 
Z e it entsprechenden P flich tbew usstse ins erfolgen, so läge d a rin  
n ic h t n u r eine irrige , sondern auch eine so krass m ateria lis tische 
A uffassung der Beziehungen zwischen A rbe itgeber und  A rb e it­
nehm er, w ie sie von  d i e s e r  Stelle gem einhin n ic h t bekunde t zu 
werden p fleg t. Das Re ichsgericht h ä tte  aber auch von d i e s e m  
S tan dpu nk t aus prü fen müssen, ob n ic h t die B eobachtung 
einer zunächst aus N ü tz lichke itserw ägungen entstandenen 
U ebung m it  der Z e it m ehr und m ehr als ein Gebot, wenn n ich t 
des Anstandes, so doch der S itte  angesehen wurde, wobei 
insbesondere die in  Angeste lltenkre isen bestehenden A u f­
fassungen und deren E in fluss  auf d ie jenigen der U n te rnehm er 
in  B e tra ch t gezogen werden mussten.

N ic h t durchschlagend erscheint auch die E rw ägung, dass 
das S teuerpriv ileg  fü r  Anstandsschenkungen vorliegend aus 
d e m  G runde n ic h t in  A nspruch genommen werden könne, 
w e il eine Schenkung an einen, einen R echtsanspruch n ic h t 
gewährenden U n te rs tü tzungsve re in  jedenfa lls  n ic h t als zu­
reichende E rfü llu n g  der etw a bestehenden A n s ta ndsp flich t 
gegenüber den Angeste llten  des Unternehm ens angesehen 
werden könne. D er C harakte r einer Zuw endung als A nstands­
schenkung w ürde  auch dann bestehen bleiben, wenn die zur 
E rfü llu n g  einer A ns ta n d sp flich t b e w irk te  Le is tung  ta tsäch lich  
den du rch  den A nstand  gebotenen U m fang  n ic h t e rre ich t ha t.

Das bisherige Schwanken der re ichsgerich tlichen R ech t­
sprechung zu r vorliegenden Frage —  welches m it  der angeb­
lichen V erschiedenheit der Tatbestände in  n ic h t zureichender 
Weise begründe t w ird  —  lässt es zw e ife lha ft erscheinen, ob 
die A uffassung des obigen U rte ils  k ü n ft ig h in  die P rax is  be­
herrschen w ird . Sollte es aber h ie rh in  kom m en, so werden 
steuerfreie Zuwendungen n u r noch an W oh lfa h rtse in rich tu ng en  
ohne eigene R echtspersön lichke it b e w irk t werden können; 
eine fü r  die be te ilig ten  A n g e s t e l l t e n  n ic h t gerade w ü n ­
schenswerte Konsequenz.

2. Zu Tarifnummer 58 II des preuss. Stempelges.
1. D ie  A n g a b e  des S c h u l d g r u n d e s  s t e h t  d e r  N a t u r  

e i n e s  k a u f m ä n n i s c h e n  V e r p f l i c h t u n g s s c h e i n s  
n i c h t  e n t g e g e n .

2. D e r  S t e u e r s a t z  v o n  1/60 g i l t  a u c h  f ü r  k a u f ­
m ä n n i s c h e  V e r p f l i c h t u n g s s c h e i n e  m i t  e i n e r  
Z a h l u n g s p f l i c h t  v o n  ü b e r  e i n e m  J a h r e .

3. V e r l ä n g e r u n g e n  d e r  Z a h l u n g s f r i s t  k u r z f r i s t i g e r  
k a u f m ä n n i s c h e r  V e r p f l i c h t u n g s s c h e i n e  b i s  zu 
i n s g e s a m t  e i n e m  J a h r e  e r f o r d e r n  e i n e S t e u e r  
v o n  w e i t e r  j e  1/60 b is  zu  i n s g e s a m t  ’ /iz-

4. V e r l ä n g e r u n g e n  d a r ü b e r  h i n a u s  o d e r  b e i  
S c h e i n e n  m i t  u r s p r ü n g l i c h e r  Z a h l u n g s f r i s t  v o n  
m e h r  a l s e i n e m  J a h r e  s i n d  m i t  »/12 a b z ü g l i c h  des  
e n t r i c h t e t e n  1/5, zu  v e r s t e u e r n .

U rt. d. RG. V II.  Z iv.-Sen. vom  19. September 1911. Rep. V II.  
37, 11 (J. W . 1911, S. 958).

Den Ausführungen des B e r R , der in  der U rkunde vom 
26. Februar 1906 einen n ich t auf O rder ausgestellten kau f­
männischen Verpflichtungsschein im  Sinne der T arifs te lle  58 
zu I I  Abs. 1 preuss. StempstG. vom  31. J u li 1895 e rb lickt, fü r 
den nu r eine Stempelabgabe von ’ /50 pOt,. des Kap ita lbetrages 
des Scheines zu entrichten wäre, is t im  wesentlichen beizu­
treten. D ie in  der U rkunde enthaltene Angabe des Schuld­
grundes, eines Darlehns, steh t der N a tu r eines kaufmännischen 
Verpflichtungsscheines g le ich fa lls  n ich t entgegen. D er beklagte 
Fiskus, we lcher die Zah lung eines Stempels von '¡ t i  pOt. bean­
sprucht hatte, is t der M einung, dass die V o rsch rift un te r I I  
der T arifs te llo  nur fü r  ku rz fris tig e  kaufmännische V erp flich ­
tungsscheine, also fü r solche G eltung haben könne, inha lts 
deren der geschuldete B etrag innerhalb Jahresfrist zu zahlen
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sei. D ieser M einung is t angesichts des W ortlau ts  und der 
Entstehungsgeschichte der V o rsch rift n ich t beizutreten. (W ird  
w e ite r ausgeführt.) H ä tte  man die Scheine, bei denen dies 
regelmässig zutreffende M erkm al der K u rz fr is tig k e it n ich t zu­
tra f, von der V ergünstigung ausschliessen w ollen, so hä tte  es 
nahegelegen, auch bei ihnen w ie bei den Darlehnsbeurkun­
dungen die Vergünstigung ausdrücklich von dem E rfordern is  
der K u rz fr is tig k e it abhängig zu machen. Das is t aber n ich t 
geschehen. A n der hiernach den genannten V erp flich tungs­
scheinen ausnahmslos gewährten V ergünstigung is t bei den 
späteren gssetzgeberischen Verhandlungen sachlich nichts 
geändert worden.

D ie V orsch riften  un te r Abs. 2 und: 3 der Erm ässigungs- 
vo rsch rift zu b sind anzuwenden, wenn es sich um  die Verlänge­
rung  der Z ah lungsfris t fü r  solche Scheine handelt, bei denen 
die Zah lung innerhalb Jahresfris t oder in  einem kürzeren Z e it­
raum  zu erfo lgen hat und durch die V erlängerung die Zahlungs­
fr is t  n u r bis zu einem Z e itraum  von einem Jahr e rw e ite rt w ird . 
Bei Verlängerung der Zahlungsfris t über den Ze itraum  von 
einem Jahr hinaus is t nach Abs. 4 und 5 der Erm ässigungs- 
vo rsch rift zu b der vo lle  Stempel von i / t2 pCt. zu erheben 
jedoch un ter Anrechnung des fü r die Beurkundung des u r­
sprüng lichen Verpflichtungsscheines und die früheren V erlän­
gerungen bereits en trich te ten Stempels. W ird  die Zah lungs­
fr is t  h ins ich tlich  eines kaufmännischen Verpflichtungsscheines 
verlängert, bei dem von vornhere in  die Z ah lungsfris t einen 
Ze itraum  von m ehr als einem Jahr umfasste, so handelt es 
sich ebenfalls um eine V erlängerung der F r is t „über den Z e it­
raum  von einem Jahre hinaus“ , und es is t deshalb nach A b ­
satz 4 und 5 ebenfalls der vo lle  Stempel von ' / 12 pOt. un ter 
Anrechnung der fü r  den ursprünglichen Schein entrichteten 
Abgabe von ' / 5„ pOt. und des etwa fü r  frühere Verlängerungen 
schon gezahlten Stempels zu erheben. A uch die B efre iungs­
v o rsch rift un te r a, nach der dem Stempel entzogen sind : 
„B eurkundungen über die V erlängerung der Rückzahlungs­
fris t, wenn es sich um  Schuldverschreibungen handelt, die m it 
1I i 2 pCt. des Kapita lbetrages bereits versteuert s ind “ , lässt sich 
ohne Z w ang auf die in  jedem  Fa ll nu r dem Stempel von 
’ /so pOt. unterliegenden kurz fris tigen  oder lang fris tigen  kau f­
männischen Verp flich tungsscheine anwenden, wenn man die 
V o rsch rift dahin versteh t, dass un te r dem „Z w ö lfte l vom  
H u nd e rt“  n ich t nu r der u rsp rüng lich  fü r  die A usste llung des 
Scheines gezahlte S tem pel,- sondern auch die fü r  die etwaigen 
früheren Verlängerungen entrichteten Abgabenbeträge inbe­
g riffen  sind.

3. Zu Tarifstelle 2a des Reichsstempelges.
F ü r  d e n  H a n d e l s v e r k e h r  b e s t i m m t e  S c h u l d v e r ­

s c h r e i b u n g e n  m ü s s e n  n a c h  F o r m  u n d  I n h a l t  g e e i g n e t  
s e i n ,  a l s  G e g e n s t a n d  des  H a n d e l s  zu d i e n e n .  N u r  
d u r c h  s c h r i f t l i c h e  A b t r e t u n g  u n d  d u r c h  E i n t r a g u n g  
i n  e i n  K o n t r o l l b u c h  d e r  A n l e i h e s c h u l d n e r i n  ü b e r ­
t r a g b a r e  S c h u l d v e r s c h r e i b u n g e n ,  b e i  d e n e n  d i e  
Z a h l u n g  an d e n  I n h a b e r  b e i  E i n s p r u c h  de s  D a r l e h n s ­
g e b e r s  v o m  S c h u l d n e r  v e r w e i g e r t  w e r d e n  k a n n  u n d  
d e r  I n h a b e r  E i n w e n d u n g e n  aus  d e r  P e r s o n  des 
V o r m a n n s  g e g e n  s i c h  g e l t e n  l a s s e n  m u ß ,  e n t b e h r e n  
d i e s e r  E i g e n s c h a f t .

U r te il des RG. V II.  Z iv.-Sen. vom  16. Mai 1911, Rep V II,  
498, 10 (J. W. 1911, S. 662).

D ie K lägerin , eine Privatschiffergenossenschaft, ha t eine 
in  Ante ilscheine über je  100 M. zerlegte A n le ihe von 100 000 M. 
aufgenommen. Von den im  März 1906 ausgegebenen A n te il­
scheinen hat das Stem pelsteueram t als von in ländischen fü r 
den Handelsverkehr bestim m ten Schuldverschreibungen im  
Sinne der T a rifs te lle  2a RStempG. vom  14. Jun i 1900 eine 
Abgabe von 6 vom  Tausend erfordert. Die K lä ge rin  hat 
diesen Stem pel en trich te t und fo rd e rt m it der K lage die R ück­
zahlung. B ek lag te  wurde ve ru rte ilt. B e ru fung  und Revision 
blieben erfolglos. D ie Annahme des BerR ., dass die von der 
K lä ge rin  ausgegebenen A nte ilscheine zu den „ fü r  den Handels­
verkehr bestim m ten Schuldverschreibungen“ im  Sinne der 
Tarifnum m er 2a RStempG. vom  14. J u n i 1900 n ich t zu rechnen 
seien, lässt einen R ech ts irrtum  n ich t erkennen. Ueberall 
ha lten sich die Ausführungen des BerR. in  Uebereinstim m ung 
m it den h ins ich tlich  dieser Tarifnum m er im  U rte il des e r­
kennenden Senats vom  15. Novem ber 1907 (RG. 67, 90) dar­

ge legten Grundsätzen, auf die h ie r verw iesen werden kann. 
Entscheidend is t danach, ob die U rkunden nach ih re r ob jek­
tiv e n  Beschaffenheit, also nach Form  und Inha lt, geeignet sind, 
als Gegenstand des Handels zu dienen. A n  diesen E rfo rde r­
nissen fe h lt es hier. D ie Papiere ermangeln zunächst der 
le ichten Uebertragbarkeit, denn sie sind n ich t Inhaberpapiere, 
sondern auf den Namen ausgestellt, und n ich t durch Indossa­
ment, sondern n u r durch schriftliche A b tre tu ng  übertragbar; 
die A b tre tu ng  muss der K lä ge rin  angezeigt werden und w ird  
von ih r  in  das dazu bestim m te K on tro llb u ch  eingetragen. 
M acht schon diese den schnellen Umsatz von Hand zu Hand 
wesentlich erschwerende Rechtsnatur des Papiers und die 
U ebertragungsart es fü r  den Handelsverkehr ungeeignet, so 
is t bei ihm  w e ite r auch dem E rfordern is  des Handelsverkehrs 
n ich t genügt, dass seine V erw ertba rke it durch U nabhängigkeit 
des Rechts des Erwerbers von dem des Vorm anns gesichert 
ist. Denn die K läge rin  is t s te ts-berechtig t, die L e g itim a tion  
des Zahlung beanspruchenden Inhabers zu prüfen, und sie is t 
sogar verp flich te t, die Z ah lung zu verw eigern, wenn der D ar­
lehnsgeber, sein V e rtre te r oder sein Rechtsnachfolger bei ih r  
Einsprache erhoben hat. Is t die Le g itim a tion  ge führt, so muss 
der Inhaber sich gegen seinen Anspruch die der K lä ge rin  aus 
dem Rechte des Vorm anns zustehenden E inwendungen ge­
fa llen lassen. Schon diese Umstände genügen, um  den A n te il­
scheinen die E igenschaft eines fü r  den Handel geeigneten 
Papiers zu nehmen.

4. Zu §§ 3, 10 preuss. Stempelges., § 769 BGB.
H a b e n  s i c h  m e h r e r e  P e r s o n e n  f ü r  d i e s e l b e  V e r ­

b i n d l i c h k e i t  v e r b ü r g t ,  o h n e  d i e  B ü r g s c h a f t  g e m e i n ­
s c h a f t l i c h  z u  ü b e r n e h m e n ,  so l i e g e n ,  t r o t z d e m  s ie  
a l s  G e s a m t s c h u l d n e r  h a f t e n ,  m e h r e r e  s e l b s t ä n d i g e  
s t e m p e l p f l i c h t i g e  R e c h t s g e s c h ä f t e  u n d  n i c h t  d i e  
B e s t a n d t e i l e  e i n e s  e i n h e i t l i c h e n  R e c h t s g e s c h ä f t s  v o r .

U rte il des RG. vom  19. Sept. 1911. Rep. V I I  31 11 (J W  
1911 S. 957).

Der BerR. geht davon aus, dass die auf der Rückseite der 
beiden Schuldscheine befind lichen Bürgschaftserklärungen sich 
als Bestandteile je  eines e inheitlichen Rechtsgeschäfts dar­
ste llten  und dass som it in  A nw endung des § 10 Abs 3 StempG. 
nu r dieses Geschäft je  einmal zu versteuern sei. Es handle 
sich um  die e inheitliche S icherste llung der verb rie ften  D ar­
lehne, die durch „G esam tbürgschaft“ e rfo lg t sei. Es w ird  also 
angenommen, dass eine gem einschaftliche V erbürgung  im  Sinne 
des § 769 Halbs. 2 BG B. vorliege. Diese Auffassung setzt sich 
m it dem nach § 3 Abs. 1 StempStG. massgebenden In h a lt der 
U rkunden in  W iderspruch und kann deshalb n ich t fü r  zu­
tre ffend  erachtet werden. Gemäss dem H inw e is  auf der 
Vorderseite der Schuldverschreibungen auf die „umstehenden 
E rk lä rungen“ übern im m t je de r der Bürgen fü r  sich, ö rtlich  
und ze itlich  von dem anderen getrennt, die selbstschuldne­
rische H a ftung  fü r  die D arlehnsverb ind lichke it des H a up t­
schuldners. D ie V erp flich tung  eines jeden is t unabhängig von 
der des M itbürgen. D ie Bürgschaftserklärung w ird  von jedem 
selbständig abgegeben und is t ein selbständiges Rechts­
geschäft. Daran ändert n icht, dass die E rklä rungen sich auf 
dieselbe H aup tve rb ind lichke it beziehen und dass die M itbürgen 
als  ̂Gesamtschuldner haften. D ie G esamthaftung t r i t t  ein, 
g le ichvie l ob eine gem einschaftliche oder eine gesonderte V e r­
bürgung stattgefunden hat (§ 769 B G B ) .  Es is t auch n ich t 
von Bedeutung, dass zur Sparung des Schreibwerks der T e x t 
der Bürgschaftserklärung nur einmal hergeste llt ist. Dadurch 
w ird  die V erbürgung n ich t zu einer gemeinsamen A ngelegen­
he it der Bürgen, zu einer Gesamtbürgschaft, w ie sich der BerR . 
ausdrückt. Es verhä lt sich n icht, w ie  in dgn vom  BerR . an­
geführten Fällen, in  denen M itbe rech tig te  eine E in tra gu ng  in 
das Grundbuch bew illigen. D ie Darlebne sind n ich t e inheitlich, 
durch eine gem einschaftliche E rk lä run g  der M itburgen, sondern 
mehrfach durch jeden der Bürgen sichergestellt F ü r eine ab­
weichende B eu rte ilung  der Rechtslage bieten die k la r gefassten 
Urkunden keinen A nha lt. D arum  g re iit  der Abs. 2, n ich t der 
Abs. 3 |  10 StempstG. P latz und es is t jede Bürgschafts­
e rk lä rung als selbständige S icherste llung zu verstem peln ( v ° l  
H u m m e l - S p e c h t ,  Anm. 20 I I  zu T arifs !. 59). Ob auch 
mehrere, nur äusserlich auf einem B la tt Papier zusammen- 
getasste Urkunden vorliegen, w ie  das LG . annim m t, kann da­
h ingeste llt bleiben. Jedenfalls is t ihm  im  Ergebnis zuzu­
stimmen.
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Bücherbesprechungen.

D r. G e o r g  Q u a b b e ,  D i e  v ö l k e r r e c h t l i c h e  G a r a n t i e .
H e ft 24 der Abhandlungen aus dem Staats- und V er­
w a ltungsrech t m it E inschluss des Kolon ia lrech ts und des
Völkerrechts, herausgegehen von S iegfried B rie  und M ax
Fleischmann. Breslau 1911. V erlag  von M. u. H . Marcus.
Das R ech ts ins titu t der „vö lke rrech tlich en  G arantie“  hat 

eine lange historische E n tw ick lu n g  zu verzeichnen. Seine 
Spuren lassen sich, w ie  bei so manchen Gebilden des V ö lke r­
rechts, bis ins A lte rtu m  zurückverfo lgen. Den charakteristischen 
Stempel aber ha t auch dieser R echtse inrich tung erst die be­
ginnende Neuzeit aufgedrückt. U nd doch is t das Bedürfnis, 
dem das In s t itu t  seine Entstehung und F ortb ildung  verdankt, 
zu allen Zeiten das gleiche geblieben. N u r die A r t  und Weise, 
w ie das Recht diesem Bedürfn is zu entsprechen gesucht, hat 
sich im  Laufe der Jahrhunderte gewandelt und vervo llkom m net.

W er sich über den Zweck, den geschichtlichen W erdegang 
und die gegenwärtige Bedeutung dieser R echtseinrichtung 
näher zu un te rrich ten  wünscht, dem w ird  die un längst er­
schienene S ch rift von G e o r g  Q u a b b e  über die völkerrechtliche 
Garantie, eine von der ju ris tischen  F aku ltä t der U n ive rs itä t 
Breslau m it dem Preise ausgezeichnete A rbe it in  e rw e ite rte r 
Gestalt, w illkom m enen Aufsch luss bieten. Da diese Abhand­
lung, w enngle ich nur in a ller Kürze, auch zur rechtlichen 
N a tu r der sog. Anle ihegarantie  S te llung n im m t und dam it die 
Beziehungen der vö lkerrechtlichen Garantie zum Staatsschulden­
wesen berührt, so dü rfte  ein kritisches Referat über die 
w ich tigs ten  ju ris tischen  Ergebnisse der Quabbeschen Aus­
führungen fü r  die Leser dieser Z e itsch rift von Interesse sein.

Das Bedürfnis, welches die vö lkerrechtliche Garantie zu 
befried igen bestim m t ist, fü h rt Quabbe in seinen einle itenden 
E rörterungen in  le tz te r L in ie  zurück auf die U nvo llkom m enhe it 
des Völkerrechts. Ih m  fe h lt im  Gegensatz zum in te rnen Recht 
der einzelnen Staaten un ter anderem die Gewähr der D urch- 
setzbarkeit. D ieser Um stand m inde rt den W e rt dieser Rechts­
ordnung fü r  die Rechtsgenossen bedeutend herab. In fo lg e ­
dessen w ird  das Streben nam entlich der schwächeren Staaten 
darauf ge rich te t seiD, ih re  rechtlichen Verhältn isse irgendw ie  
zu sichern und zu stärken. Mehrere W ege erscheinen hierzu 
geeignet. E in  Staat kann seine eigene politische Potenz zu 
erhöhen suchen, indem  er die in  seinem Organismus 
schlummernden K rä fte  w eckt und ausbildet; er kann Bündnisse 
m it anderen Mächten eingehen; er kann endlich zwecks 
S icherung eines bestim m ten Rechts oder eines bestim m t um ­
grenzten Rechtskomplexes zu einer andern M acht in  ein be­
sonderes (ausserhalb seiner speziellen Aufgabe grundsätzlich 
ke inerle i W irkungen zeitigendes) Verhältn is tre ten. Im  le tzteren 
Falle sprich t man von der Begründung einer vö lkerrech tlichen 
Garantie. Bei einem V erg le ich des W ertes dieser dre i M ög lich ­
keiten fü r  die praktischen Bedürfnisse entscheidet sich der 
Verfasser durchaus zugunsten der letzteren. N u r die v ö lk e r­
rechtliche Garantie is t bew eglich genug, um  ein bequemes 
und beliebtes H ilfs m itte l der in te rna tiona len P o lit ik  zu b ilden

Die Formen, in  we lcher ein Staat einem andern eine 
vö lkerrech tliche Garantie erte ilen kann, sind recht verschieden. 
Ueberschaut man die G esam tentw icklung, die das In s t itu t  ge­
nommen hat, so ge langt man zur U nterscheidung des „G aran tie ­
m itte ls “  — Garantie im  allgem einen Sinne —  und des 
„G aran tievertrages“  — Garantie im  engern Sinne -— . Das 
G aran tiem itte l is t ura lt, der G arantievertrag eine Schöpfung 
des neueren Völkerrechts.

Der E rö rte rung  der Garantie im  allgem einen Sinne is t der 
erste, kürzere T e il der Abhandlung gew idm et. E r e rläu te rt 
das System der historischen und praktischen G aran tiem itte l. 
Dies is t am  so dankenswerter, als bisher eine solche 
systematische Zusammenfassung in  der L ite ra tu r n ich t un te r­
nommen worden is t und als ferner ein T e il der G aran tiem itte l 
heute noch neben dem fre ilich  bei w e item  vorherrschenden 
G ärantievertrag praktische Verw endung findet. Dagegen v e r­
zichtet der Verfasser darauf, der Geschichte des R echts­
in s titu ts  einen selbständigen A bschn itt zu w idm en.

Eine vö lkerrechtliche Garantie im  allgemeinen Sinne lie g t 
nach Quabbes B egriffsbestim m ung dann vor, wenn ein Staat 
einem andern S icherung fü r die A u frech te rha ltung  eines Rechts 
durch eine ausdrücklich darauf zielende H and lung (das 
G aran tiem itte l) gewährt. Die grosse Anzahl dieser G aran tie­

m itte l w ird  nunm ehr in  systematischer Zusammenfassung be­
sprochen.

Das älteste uns bekannte G aran tiem itte l is t die E ides­
le istung. Sie kam  als solches zuerst im  Jahre 1450 v. Ohr. 
bei einem Vertrage zwischen dem K ö n ig  von B abylon und 
dem K ö n ig  von Assyrien zur A nw endung. D er E id , welcher 
die G otthe it zum Schutze des Vertrages heranzieht und einen 
Vertragsbruch als Be le id igung der schützenden G otthe it er­
scheinen lässt, hat im  A lte rtu m  eine grosse R olle  gespielt. E r 
w urde  von den Vertragschliessenden selbst, von besonderen 
Gesandten oder auch von der ganzen B ürgerschaft abgelegt. 
Durch das Christentum  zu erneuter B lü te  gebracht, h ie lt sich 
dieses G aran tiem itte l bis ins 18. Jahrhundert h inein. Der le tzte 
e id lich bekrä ftig te  V ertrag  is t der französisch-schweizerische 
des Jahres 1877. V erhängn isvo ll wurde der Anw endung des 
Eides nam entlich der aus dem kanonischen Recht abgeleitete 
Satz, dass der Papst einen sonst gü ltigen  E id  lösen könne. 
A n die Stelle des Eides tra ten  im  M itte la lte r andere, die Ehre 
eines Kontrahenten engagierende H andlungen w ie  B lu ts ­
brüderschaft, ehren w ö rtliche  V erp flich tung , Selbstverwünschung 
fü r  den F a ll des Vertragsbruches. Andere S icherungsm itte l 
b ilde ten S ch riftlichke it des Vertrages und Zuziehung von 
Zeugen zum Vertragsschlusse. Z ie len  alle diese M itte l ein­
schliesslich des Eides led ig lich  darauf ab, einen Rechtsbruch 
zu verh indern, indem  sie an einen solchen Rechtsfolgen 
knüpfen, welche von den durch den Rechtsbruch etwa er­
langten V orte ilen  n ich t aufgewogen werden, so g ib t es eine 
Reihe anderer S icherungsm ittel, die eine weitergehende W irku n g  
äussern, indem  sie fe rne r dem verle tz ten K ontrahenten eine 
G enugtuung oder sogar eine W iederherste llung des früheren 
Rechtszustandes gewähren. D ie G enugtuung w iederum  kann 
entweder sich auf eine B estra fung des schuld igen Teiles be­
schränken oder es kann eine m aterie lle Entschädigung des 
V erle tz ten hinzutre ten. U n te r den auf eine blosse Schädigung 
des Vertragsbrüchigen hinzielenden G arantien sind zu nennen 
die G ewährung des Rechts, den V ertragsbrüchigen ö ffen tlich  
als ehrlos zu schelten, die im  voraus erfolgende U n te rw e rfu ng  
un te r E xkom m unikation  und Anathem  des Diözesanbischofs 
fü r den F a ll der V ertragsverle tzung. V ie l w ich tig e r is t die 
S te llung von Geiseln und die T e rrito ria lokkupa tion . D ieU ebe r- 
gabe von Geiseln, nam entlich von V erw andten des paktierenden 
Monarchen oder anderen angesehenen Personen, w ar vo r­
w iegend im  A lte rtu m  und M itte la lte r ü b lich ; sie is t seit dem 
18. Jah rhundert unpraktisch geworden. Dagegen w ird  die 
T e rrito ria lo kkup a tio n  noch heute m it E rfo lg  in  der grossen 
P o lit ik  verw andt. G arantiem itte l, welche zugle ich eine 
m aterie lle Entschädigung des unschuldigen Teiles enthalten, 
sind Abrede einer K onven tiona lstra fe  und V erpfändung von 
Landesteilen. Der praktische W e rt einer Vertragsstrafe is t sehr 
gering. M issachtet ein Staat eine vertrag liche B indung, so 
w ird  er sich auch der K onven tiona lstra fe  zu entziehen wissen. 
Grössere B edeutung is t der Verp fändung von Gebietsteilen 
beizumessen. Doch zählt dieses G aran tiem itte l zu den nur noch 
historisch interessanten Garantien, seitdem die 1803 von 
Schweden an M ecklenburg-S chw erin  verpfändete Stadt W ism ar 
1903 endgü ltig  an M ecklenburg gefallen ist. D ie w irkung s­
vo llsten Form en der vö lkerrechtlichen Garantie sind diejenigen 
G aran tiem itte l, die eine W iederherste llung des verle tz ten 
Rechtszustandes in  Aussicht stellen. H ie rh in  gehört das 
In s t itu t  der w arrand i oder conservatores. Es s te llt zugleich 
den Uebergang zur m odernen vö lkerrechtlichen Garantie, dem 
Garantie vertrage, dar. Es bestand zunächst darin, dass Vasallen 
sich verp flich te ten, gegen den eigenen Lehnsherrn  zu kämpfen, 
fa lls  dieser einen bestim m ten V ertrag  bräche. Später, m it dem 
V e rfa ll des Vasallentums, suchte man die w arrand i in  fremden 
Monarchen, in d r itte n  Staaten. Diese sagten den Kontrahenten 
ihre H ilfe  zu fü r  den Fall, dass der Gegenkontrahent vertrags­
brüchig werden oder das garantierte  Rechtsverhältn is sonstwie 
ve rle tz t werden sollte. Diese zuerst im  16. Jahrhundert in  
F rankre ich angewendete und seit dem westfä lischen Frieden 
allgem ein gebräuchliche R echtse inrich tung der conservatores 
entsprich t bereits dem m odernen G arantievertrag.

Seiner B etrachtung wendet sich der Verfasser im  zweiten 
Te ile  des Buches zu. W as un ter dieser G arantie im  engeren 
Sinne be g rifflich  zu verstehen sei, is t in  der V ölkerrechts­
wissenschaft ausserordentlich um stritten . Q u a b b e  versteht 
da run te r ein durch V ertrag  zweier oder auch m ehrerer Staaten 
begründetes völkerrechtliches Verhältn is  des Inhalts , dass der
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eine K on trahen t — der Garant —  ve rp flich te t is t, den anderen 
K ontrahenten —- den Garantierten —  zu unterstützen, fa lls 
ein bestimmtes Recht oder ein Rechtskom plex desselben be­
d roht oder ve rle tz t w ird . A us dieser Begriffsbestimmung- 
lassen sich im  einzelnen folgende Sätze ableiten. D ie Garantie 
is t ein e inse itiger Vertrag, sie begründet nu r P flich ten des 
Garanten und entsprechende Rechte des Garantierten. Doch 
is t der Garantierte verp flich te t, ein gewisses Verhalten zu beob­
achten, insbesondere die V erp flich tungen des Garanten nicht 
schuldhaft zu erschweren. D ie Garantie is t ein H ilfe ­
versprechen, eine „ im p lic ite  A llia n z “ , noch besser ausgedrückt: 
ein Schutzversprechen; denn sie is t keine Offensiv-, sondern 
led ig lich  eine Defensivallianz, sie d ient n ich t zur Erlangung, 
sondern n u r zur E rha ltun g  von Rechten. D ie U nte rstü tzungs­
p flic h t des Garanten w ird  ausgelöst durch die V erle tzung eines 
bestim m ten Rechtes des Garantierten. Gegenstand des Schutzes 
sind Bedrohungen und Verletzungen.

Die nun folgenden Ausführungen sind vorw iegend von 
theoretischem  Interesse und sollen daher nu r ganz kurz ge­
s tre ift werden. D er Verfasser w e ist in  sehr gründ licher wissen­
schaftlicher E rö rte rung  nach, dass die Garantie ein einheitliches 
R ech ts ins titu t is t, dass sie n icht, w ie  die meisten A u to ren  an­
nehmen, zw ei in einem Teile ih re r W irkungen, wenigstens 
aber ih rem  Wesen nach grundverschiedene Rechtsverhältnisse 
in  sich b irg t. E r ve rkenn t n ich t den rich tigen  K ern  dieser 
gegente iligen Ansicht, der darin besteht, dass in  manchen 
praktischen Fällen neben einem G arantievertrage noch ein be­
sonderes Rechtsverhältnis vorhanden ist, durch das dem 
Garanten seitens des G arantierten das Recht auf A u fre ch t­
erhaltung des garantierten Objekts eingeräum t ist. E in  B e i­
spiel h ie rfü r bieten die neutra lis ie rten Staaten. Belg ien z. B. 
hat sich m it der Z ustim m ung zum Garantiebeschlnss der 
Mächte der fre ien V erfügung über seine sog. N e u tra litä t be­
geben. Seiner V erp flich tung , die N e u tra litä t zu wahren, ent­
spricht das Recht der Garanten, einer V erle tzung der N eu­
tra litä t durch Belgien oder durch einen d ritten  Staat entgegen­
zutreten. W ährend in  andern Fällen der Garantierte fre i über 
das O bjekt verfügen kann, so dass der G arant gegen die ihn 
schädigenden H andlungen des G arantierten n ich t geschützt ist, 
is t solches bei den neutra lis ie rten  Staaten ausgeschlossen. Es 
g ib t also vö lkerrech tliche Garantieverträge, bei denen dem oder 
den Garanten neben der P flic h t (näm lich der Schutzpflicht) 
noch ein m it Z ustim m ung des G arantierten erlangtes Recht zu­
steht. D ieser Um stand hat die Völkerrechtsw issenschaft zur 
Annahm e zweier wesentlich verschiedener Garantieverhältnisse 
veranlasst. Demgegenüber le g t Quabbe dar, dass diese beiden 
Fälle der reinen und der sog. „in te ress ie rten“ Garantie keinen 
wesentlichen Unterschied aufweisen, da das Recht des Garanten 
im  le tzteren Falle (bei der „in te ress ie rten“ Garantie) n ich t aus 
dem Garantie vertrage selbst fliesst, sondern auf einem be­
sonderen, neben dem G arantievertrage selbständig einher­
laufenden Rechtsverhältnis beruht.

Z u r vo lls tändigen K lä ru n g  w ird  die vö lkerrechtliche 
Garantie sodann verw andten völkerrechtlichen und p riv a t­
rechtlichen Ins titu ten  gegenübergestellt. In  B etracht kommen 
fü r  die vö lkerrechtliche V erg le ichung : Bündnis, P rotektorat 
und vö lkerrech tliche Bürgschaft, fü r  die priva trech tliche  : B ü rg ­
schaft und p riva trech tliche  Garantie. Vom  Bündnis, und zwar 
dem h ie r alle in in  B e trach t kommenden Defensivbündnis un ter­
scheidet sich die Garantie durch die deu tlich  sichtbare Be­
ziehung zu einem bestim m ten Rechte des G arantierten, durch 
die R ich tung  auf das Objekt. D eu tlicher hebt sich die Garantie 
vom  P ro tekto ra t ab, dadurch nämlich, dass bei ih r der ge­
schützte Staat unabhängig b le ib t und dass sie nur die S icher­
he it eines abgegrenzten Rechtszustandes im  Auge hat. Von 
der vö lkerrech tlichen Bürgschaft unterscheidet sich die Garantie 
dadurch, dass der Garant n ich t die geschuldete Le is tun g  an 
Stelle des Schuldners dem Gläubigerstaate zu erstatten, sondern 
nur einen Z w ang auf den Uebelwollenden auszuüben hat. 
Das gleiche M om ent spie lt bei einer V erg le ichung der Garantie 
m it der p riva trech tlichen Bürgschaft eine Rolle. D ie vö lke r­
rechtliche und die p riva trech tliche Garantie endlich sondern 
sich dadurch voneinander, dass die le tztere keinen akzessorischen 
Charakter trägt.

B egründet w ird  die Garantie durch übereinstimmenden, 
auf die Schaffung eines Garantie Verhältnisses gerichteten 
W ille n  zw e ier Staaten, des Garanten und des G arantierten. 
Ausgeschlossen is t die B egründung durch selbständigen Be-

schluss m ehrerer Garanten. Soll aus einem solchen G arantie­
beschluss eine w irk lich e  Garantie entstehen, so muss der 
G arantierte ihm  ausdrücklich oder s tillschweigend beigetreten 
sein. P raktisch w ird  sich allerdings die Festste llung, ob der 
G arantierte dem Garantiebeschluss beigetreten ist, n ich t im m er 
sehr einfach gestalten. F ü r die Form  des Garantievertrages 
bestehen keine von den allgem einen Regeln abweichende E r­
fordernisse. Der V ertragstext muss die A bsicht der K o n tra ­
henten k la r erkennen lassen, braucht hingegen die Rechts- 
w irkungen der Garantie n ich t ausdrücklich zu erwähnen.

Kontrahenten eines Garantievertrages können nach Q u a b b e s  
A ns ich t led ig lich  Staaten sein. N u r solche Staaten können 
eine Garantie gewähren, die überhaupt einen vö lkerrechtlichen 
V e rtia g  abzuschliessen fäh ig  sind und zugleich über die er­
forderlichen M itte l verfügen, um ih r Schutzversprechen nö tigen­
fa lls gew-altsara zu verw irk lichen . Ausgeschlossen sind h ie r­
nach Protektoratsstaaten, G liedstaaten eines Bundesstaates, 
dauernd neu tra lis ie rte  Staaten (Schweiz, Belgien, Luxem burg). 
A u f die Ausführungen, die der Verfasser in diesem Zusammen­
hänge über die sog. Ä nle ihegarantie macht, soll erst w e ite r 
un ten eingegangen werden.

O bjekt der Garantie is t ein dem G arantierten gehöriges 
bestimmtes Recht oder ein K om p lex bestim m ter Rechte. Das 
Objekt muss also rechtlichen Charakter tragen, bestim m t be­
grenzt sein und dem G arantierten selbst zustehen. Im  übrigen 
st jedes Recht fähig, den Gegenstand eines Garantie Vertrages 
zu bilden. Man unterscheidet bekanntlich re la tive  und absolute 
Rechte. E in  Beispie l fü r  die Garantie eines re la tiven Rechts, 
fü r  die E rfü llu n g  eines Vertrages, b ie te t die Garantie Englands 
fü r  den 1742 zu Breslau zwischen Maria Theresia und Friedrich 
dem Grossen abgeschlossenen Friedensvertrag. Von be­
sonderem Interesse is t die Garantie absoluter Rechte. Im  V er­
trage vom  2. Novem ber 1907 garantierten Deutschland, E ng­
land, Frankre ich und Russland die te rrito ria le  In te g r itä t des 
norwegischen Staates. Dass auch einzelne Gebietsteile in  
dieser Weise ga ran tie rt werden können, beweist die reziproke 
Garantie Russlands und Japans bezüglich des Status quo in  der 
Mandschurei (V ertrag  vom 4. J u li 1910). W eitere  Garantie­
objekte sind die Unabhängigkeit eines Staates, die N eutra litä t 
eines Staates, ja  sogar innerstaatliche Verhältnisse wde V er­
fassung, Thronfo lge, bestim m te Dynastie usw. A lle rd ings sind 
G arantien le tz te re r A r t  n ich t unbedenklich, da sie die sonst 
grundsätzlich ausgeschlossene E inm ischung einer M acht in  die 
inneren Angelegenheiten einer anderen M acht gestatten. So 
bo t die im  W estfälischen Frieden von Frankre ich und Schweden 
übernommene Garantie der deutschen Reichsverfassung F rank­
reich w illkom m enen Anlass zu fortgesetzter E inm ischung in 
innerdeutsche Fragen. Le ite te  doch daraus im  Jahre 1741 der 
französische Gesandte bei K urm a inz sogar das Recht her, bei der 
W ahlkap itu la tion  m itzureden. Besonders w ic h tig  is t die Garantie 
der herköm m lich, aber n ich t g lück lich  sogenannten N e u tra litä t 
eines Staates. Sie beruht in der Regel auf einem sog. Garantie­
beschluss m ehrerer Mächte, dem der zu neutra lis ierende Staat 
ausdrücklich oder s tillschw e igend beigetreten ist. N e u tra litä t 
in  diesem Sinne gemessen die Schweiz (gemäss W iener 
Kongressakte und A k te  vom  20. Januar 1815), Belgien (gemäss 
V ertrag  vom  15. Novem ber 1831) und Luxem burg («emäss 
Vertrag vom 11. Mai 1867).

Bei der Darlegung der Rechtsw irkungen des Garantie­
verhältn isses unterscheidet der Verfasser zwischen einfacher 
und K o llek tivgaran tie . Im  allgem einen hat der G arant das 
garantierte  O bjekt gegen Verletzungen ta tk rä ftig  zu schützen. 
Bezüglich der übrigen W irkungen is t die Z e it vo r und nach 
E in tr i t t  des Casus guarantiae auseinanderzuhalten. Vorher darf 
der Garantierte nichts tun, was die V erp flich tung  des Garanten, 
später zu seinem Schutze einzugreifen, erschweren könnte: 
sodann darf er das garantierte  O bjekt n ich t durch eine aggressive
P o lit ik  unnö tig  und m u tw illig  in  Gefahr bringen; endlich darf 
er eine wesentliche Veränderung des ga ran tie rten ' Objekts 
n ich t ohne Zustim m ung des Garanten vornehmen. Is t der 
Casus guarantiae eingetreten, so hat der G arant einzugreifen, 
sofern der G arantierte ihn um seinen Schutz angeht, das 
G arantieobjekt ve rle tz t oder bedroht ist, die U n te rs tü tzung  n o t­
w end ig  erscheint, der G arant zur H ilfe le is tun g  fäh ig  is t und 
n ich t durch frühere anderweitige Abmachungen an der Ge­
w ährung des Schutzes gehindert w ird . L iegen diese Voraus­
setzungen aber vor, so hat der G arant dem Garantierten 
diplom atisch oder kriegerisch beizustehen. W as die K o lle k tiv -
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garantie angeht, so unterscheiden die meisten A u to ren  zwei 
A rten , die K o lle k tiv -  und Separatgarantie und die K o lle k tiv ­
garantie  im  engeren Sinne. Der Verfasser kennt nu r eine 
praktische Form  der K o lle k tivga ra n tie . D ie Ausdrucke garantie 
collective et séparée, garantie collective, garantie con jo in te  und 
garantie schlechthin sind ihm  nu r verschiedene Benennungen 
fü r  denselben B egriff. D ie W irk u n g  der K o lle k tivga ra n tie  be­
steht darin, dass nach E in tr i t t  des Garantiefalles zunächst die 
Gesamtheit der Garanten, subsidiär jede r einzelne Garant ein- 
zutreten ve rp flich te t ist.

Beend igt w ird  das G arantieverhältn is zunächst aus den a ll­
gemeinen Erlöschungsgründen fü r  Staats vertrage: E rfü llu n g  
des Vertrages, E in tr i t t  des Endterm ines bei den befristeten, 
der Resolu tivbedingung bei den bedingten Garantieverträgen, 
U n m ög lichke it der E rfü llun g , K ün d igun g  des Vertrages, K rie g  
zwischen dem Garanten und dem G arantierten. Dazu tre ten 
als spezifische Beendigungsgründe fü r die G arantie: dauernde 
N eutra lis ie rung  des Garanten, V erz ich t des G arantierten, 
U n te rgang  des garantierten Rechtes, R ü c k tr itt  des Garanten 
bei grober V erletzung der P flich ten durch den G arantierten.

W enden w ir  uns nun noch den besonderen, fre ilic h  nur 
sehr kurzen Ausführungen des Verfassers über die sog. A n ­
le ihegarantie zu. Ih re  nähere B etrachtung fü h rt uns zur E r­
ö rte rung  der Beziehungen, die zwischen unserem R ech ts ins titu t 
und dem Staatsschuldenwesen bestehen. Das Wesen der A n ­
le ihegarantie erb lick t Q u a b b e  darin, dass ein Staat oder 
(häufiger) m ehrere Staaten sich verp flich ten, fü r  jeden Verlust 
aufzukommen, der aus einer Anle ihe eines Staates fü r  die 
Darlehnsgläubiger, etwa durch N ichtzahlung fä llige r Vertrags- 
zinseu, entstehen sollte. E ine solche V erp flich tung  kann so­
w oh l gegenüber Staaten w ie  Privatpersonen begründet w erden; 
sie is t praktisch bisher nur gegenüber le tzteren eingegangen 
worden. Betrachten w ir  zunächst die vom  Verfasser auf­
gezählten, aber n ich t näher erläu terten Fälle, in  denen Staaten 
die Garantie fü r  Anleihen übernommen haben.

Im  Jahre 1776 übernahm Russland die Garantie fü r  eine 
polnische Anle ihe von 500000 Dukaten. —  W ic h tig e r is t die in 
dem Londoner Vertrage vom  7. M ai 1832 gewährte Garantie 
der Staaten Frankre ich, G rossbritannien und Russland fü r  eine 
Anle ihe des eben begründeten griechischen Staates bis zu 
60 M illionen  Francs. A rt ik e l 12 dieses Vertrages la u te t: „G e­
mäss den Bestim m ungen des P ro toko lls  vom  20. Februar 1830, 
verp flich ten  Sich Seine M ajestät der Kaiser a ller Reussen, ein 
von dem Prinzen O tto von Bayern, als K ö n ig  von Griechen­
land, zu kontrahierendes Anlehn zu verbürgen, und Ih re  
M ajestäten der K ö n ig  der Franzosen, dann der K ö n ig  des ve r­
e in ig ten Reiches von Grossbritannien und Irland, verp flich ten 
Sich, der Erste Seinen Kam m ern, der Le tz te  Seinem Parlament 
zu empfehlen, Sie zur Uebernahme gle icher Bürgschaft instand 
zu setzen, und zwar un te r nachfolgenden Bedingungen. . ').
Das griechische Anlehen w ird  von K l ü b e r 2) als eine Denk­
w ü rd ig ke it fü r  die neuere P o lit ik  und die Theorie des positiven 
Völkerrechts bezeichnet. Beachtenswert is t der Ausdruck ,.B ü rg ­
scha ft“ anstatt Garantie. — Durch den V ertrag  zu London 
vom  27. J u n i 1855 übernahmen Eng land und Frankre ich die 
Bürgscha ft fü r  eine Anle ihe des türkischen Sultans in  Höhe 
v on 60 M illionen  Pfund. — Von speziellem Interesse fü r  uns 
Deutsche is t sodann die B ürgschaft Oesterreichs, Frankreichs, 
Englands, Ita liens, des Norddeutschen Bundes und der T ü rke i 
fü r eine von der Donaudam pfschiffahrtskom m ission zur F o rt­
setzung der A rbe iten  in  der Sulinam ündung aufgenommene 
Anle ihe von 135 000 P fund S te rling  D er am 30. A p r il 1868 in  
Dalatz Unterzeichnete V ertrag3) bestim m t in  A rtik e l 1: Leurs 
Majestés, L ’Em pereur d ’A utriche, R o i de H ongrie  et de Bohême, 
s engage, sauf l ’assentiment des Corps représentatifs com­
pétents, à ga ran tir les in térêts et l ’am ortissem ent d ’un em prunt 
de tro is  m illions tro is  cent soixante-quinze m ille  francs, ou 
cent tren te -c inq  m ille  liv res  sterling, à contracter par la Com­
mission européenne du Danube; L ’Em pereur des Français 
s engage, sous la  ra tifica tion  du Corps lé g is la tif de France, à 
ga ran tir les in térêts et l ’am ortissement du même em prunt; La  
Reine du Royaum e-uni de la  G rande-Bretagne e t d’Irlande 
s'engage à recommander à son Parlem ent de l'au to rise r à

1 F le is c h m a n n , Völkerrechtsquellen, 1905, S. 34 f.
’ ) Pragmatische Geschichte der Wiedergeburt Griechenlands, 1835, 

8 . 507.
3) v. Mar tens ,  Nouveau recueil général de Traités I, Bd. 18, S. 153.

ga ran tir les in térêts et l ’am ortissem ent du nouvel em prunt ; 
Le  R o i d ’I ta lie  s’engage, sauf l ’approbation du Parlem ent 
ita lien , à garan tir les in té rêts et l ’am ortissement du même 
em prun t; Le  R o i de Prusse s’engage, au nom de la  Con­
fédération de l ’A llem agne du Nord, sauf l ’assentiment du 
Reichstag et du conseil fédéral, à ga ran tir les in té rêts et 
l ’amortissem ent du même em prun t; L ’Em pereur des Ottomans 
s’engage à ga ran tir les in té rêts et l ’am ortissem ent du même 
em prun t; E t i l  est entendu que cette garantie  sera conjo inte 
et solidaire entre toutes les Hautes Parties contractantes. Die 
w e iteren A r t ik e l enthalten E inzelheiten über Verzinsung, 
Am ortisa tionsdauer usw. Das Norddeutsche Bundesgesetz vom 
11. Jun i 1868 betr. die anteilige Uebernahme einer Garantie 
des Norddeutschen Bundes fü r  eine zur H e rs te llung  der 
dauernden Fahrbarke it des Sulina-Arm es der Donaumündungen 
von der Europäischen D onauschiffahrts-Kom m ission auf­
zunehmende A n le ih e 4) erm ächtigte das Bundespräsidium, fü r  
die Verzinsung und Rückzahlung dieses Darlehns der K o m ­
mission die Garantie un ter den im  Gesetz verzeichneten B e­
dingungen zu übernehmen, und beauftragte zugleich den Bundes­
kanzler m it der A usführung des Gesetzes. E ine Inanspruch­
nahme des Norddeutschen Bundes bzw. des Reiches aus 
dieser Garantie is t n ich t erfo lg t. D ie Schulden der K o m ­
mission sind seit dem 30. Jun i 1887 v ö llig  g e t i lg t5). ■—• W e ite r 
is t zu nennen eine B ürgschaft der Grossmächte (m it Ausnahme 
Italiens)' und der T ürke i fü r eine Anle ihe Aegyptens in  Höhe 
von 9 M illionen  Pfund S te rling  gemäss dem Vertrage vom  
18. März 1885 6 *). D ieser V ertrag w urde la u t den E ingangs­
w orten in der A bsicht errichtet, der ägyptischen Regierung 
den Abschluss einer Anle ihe zu erleichtern, welche zum T e il 
zur Regelung der A lexandria-Entschädigungen, zum T e il zur 
O rdnung der Finanzen und zur B estre itung gewisser ausser­
orden tlicher Ausgaben dienen sollte. In  A rt. 7 des Vertrages 
verp flich te ten  sich die Regierungen von Deutschland, Oester­
re ich-U ngarn, Frankreich, G rossbritannien, Ita lie n  und Russ­
land, die regelmässige Zahlung des Jahresbetrages von 315000 
P fund S te rling  gemeinsam und solidarisch zu garantieren bzw. 
die G enehm igung ih re r Parlam ente zur gemeinsamen und 
solidarischen Garantie einzuholen. D ie Uebernahme der 
„G aran tie “ zu Lasten des Deutschen Reiches wurde durch das 
Reichsgesetz vom  14. Novem ber 1886 betr. die Bürgscha ft des 
Reichs fü r  die Z insen usw. einer ägyptischen Staatsanleihe ’ ) 
„genehm ig t“ . — End lich  verd ient noch E rw ähnung die B ü rg ­
schaft Grossbritanniens, Frankreichs und Russlands vom  
29. März 1898 fü r  Z ins- und Am ortisa tionsquoten einer von 
Griechenland aufzunehmenden Anle ihe 8). Z w eck dieses Ueber- 
einkommens w a r; de fa c ilite r au G ouvernem ent Hellén ique la 
conclusion d'un em prunt destiné, pour partie, à pou rvo ir aux 
indem nités dues par la Grèce à l ’Em pire O ttom an en v e rtu  des 
A rtic les I I  et V I I I  du T ra ité  de Paix conclu à Constantinople le

if  JémhhrT et pour le surplus à pou rvo ir aux besoins
énumérés dans l ’A rtic le  10 de la L o i sur le Contrôle. Die ge­
nannten Staaten verp flich te ten sich: so it à ga ran tir con jo in te­
ment et solidairem ent, soit à demander à leurs Parlements 
l ’au torisa tion de ga ran tir con jo in tem ent et solidairem ent, le 
service régu lie r de l ’annuité f ix é  par l ’A rtic le  IV  (A rt. IX ) . E ine 
spätere K onven tion  sollte die Bedingungen festsetzen, dans 
lesquelles s’e ffectuera ient les avances, si la  garantie devenait 
effective, ainsi que le mode de remboursement qui le u r serait 
applicable (A rt. X ).

W ie aus dieser kurzen, in  Ergänzung des Q ua bbe sc he n  
Buches h ie r e ingefügten Skizze der w ich tigs ten  aus der bis­
herigen E n tw ick lu n g  hervorzuhebenden A n le ihegarantien er­
he llt, bedarf es in  den konstitu tione llen  Staaten zur rechts­
w irksam en Uebernahme einer solchen Garantie der M itw irk u n g  
des Parlamentes. So auch nach deutschem Recht gemäss 
A rt. 73 der Reichsverfassung, der übrigens n ich t nu r die A n ­
le ihegarantien im  Auge hat, sondern sich auf alle „G aran tien  
zu Lasten des Reiches“ bezieht. Nach A rt. 73 kann in Fällen 
eines ausserordentlichen Bedürfnisses im  W ege der Reichs­
gesetzgebung die Aufnahm e einer A n le ihe sow ie die Ueber­
nahme einer Garantie zu Lasten des Reiches erfolgen.

•) BGBl. 1S69, S. 33.
5) F le i s c h m a n n  a. a. O. S. 94 Anm. 8.
°) RGBl. 1886, S. 302.
') RGBl. 1886, S. 301.
8) v. Mar tens ,  Nouveau recueil I I,  Bd. 32, S. 169 ft.
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Was nun die rechtliche N a tu r einer Anle ihegarantie  be­
t r if f t ,  so w e is t Q u a b b e  m it Recht darauf hin, dass es sich bei 
einer solchen rech tlich  gar n ich t um eine völkerrechtliche 
Garantie im  oben dargelegten Sinne handeln kann. Fo lge­
r ic h tig  scheidet er die sog. A nle ihegarantie vorbeha ltlich  dieses 
kurzen Nachweises ganz aus seiner B etrachtung aus. Aus 
zw ei Gründen s te llt nach seiner Auffassung die sog. A n le ihe­
garantie keine echte vö lkerrech tliche Garantie dar. E inm al 
deshalb, w e il in  der Praxis bisher nur P rivatpersonen und nie 
Staaten ein von ihnen gegebenes Darlehn ga ran tie rt worden 
sei, fo lg lich  h ie r von einem völkerrechtlichen Rechtsverhältnisse 
n ich t gesprochen werden könne, da nur Staaten m ögliche Sub­
je k te  von vö lkerrech tlichen  Rechten und P flich ten  seien. So­
dann aus dem w e ite ren  Grunde, w e il die sog. A nle ihegarantie 
keine Garantie, sondern eine echte Bürgschaft darstelle, da 
bei ih r  der „G aran t“ n ich t nu r die V e rp flich tu ng  habe, den 
säumigen Schuldner zur E rfü llu n g  zu veranlassen, sondern im  
Falle der N ich te rfü llun g  als Bürge in  die V erp flich tungen des 
Schuldnerstaates e in tre ten müsse.

Diese A rgum en ta tion  is t im  Ergebnis r ich tig , zum T e il 
jedoch anfechtbar. Q u a b b e s  Ansicht, dass nu r Staaten m ög­
liche Subjekte von vö lkerrechtlichen Rechten und P flich ten 
seien, dürfte  doch w oh l als durch die neuere E n tw ick lu n g  der 
Völkerrechtsw issenschaft überho lt zu bezeichnen sein. F o lg lich  
is t diese seine E rw ägung  n ich t entscheidend. R ich tig  und 
alle in ausschlaggebend is t dagegen seine Bem erkung, dass die 
sog. Anle ihegarantie  deshalb keine echte Garantie darste llt, 
w e il bei le tz te re r der G arant nur dafür einzustehen hat, dass 
das garan tie rte  O bjekt n ich t ve rle tz t (oder bedroht) w ird , dass 
also bei einem re la tiven Recht der Schuldnerstaat seine V er­
p flich tun g  erfü llt, n ich t hingegen auch gegebenenfalls auf 
S elbsterfü llung des Vertrages an Stelle des Schuldners belangt 
werden kann. Das V orliegen einer solchen weitergehenden 
V e rp flich tu ng  bei der Anle ibegarantie benim m t dieser den 
Charakter einer echten vö lkerrechtlichen Garantie. M it  U n ­
recht verwenden daher die einschlägigen vö lkerrechtlichen 
Verträge und die beiden deutschen Gesetze vom  11. Ju n i 1868 
und vom  14. Novem ber 1886 fü r  dieses R ech ts ins titu t die Be­
zeichnung „G aran tie “ . M it  U n rech t behandeln die Lehrbücher 
des V ö lke rre ch ts9) die sog. Anle ihegarantie im  A bschn itt über 
die vö lkerrech tliche Garantie, ohne dabei zu verm erken, dass 
es sich h ie r um  ein R ech ts ins titu t handelt, das von dem der 
vö lkerrech tlichen Garantie wesentlich verschieden ist. Es is t 
das Verd ienst von Q u a b b e ,  auf diesen Gegensatz zwischen 
echter vö lkerrech tlicher Garantie und sogenannter A n le ihe­
garantie nachdrücklich aufmerksam gemacht zu haben.

Der Verfasser geht jedoch fehl, wenn er pos itiv  die A n ­
le ihegarantie als Bürgscha ft de fin iert. Dass es sich n ich t um 
eine p riva trech tliche  Bürgschaft handeln kann, is t selbst­
verständlich. Aber auch die künstliche und bedenkliche K o n ­
s truk tion  einer ö ffen tlichrechtlichen Bürgscha ft würde auf die 
A n le ihegarantie  n ich t passen. D er eine solche Garantie über­
nehmende Staat ve rp flich te t sich allerd ings, fü r  die E rfü llu n g  
der V erb ind lichke it eines andern Staates einzustehen. Aber er 
übern im m t diese P flic h t n ich t durch V ertrag  m it den G läubigern 
dieses Staates, sondern b indet sich gegenüber seinen etwa 
vorhandenen M itgaranten. Dass aus diesem Vertrage zwischen 
den einzelnen M itgaranten den G läubigern eine günstige P osition 
erwächst, is t klar. A be r es erwächst daraus keine vertrag liche 
Beziehung zwischen Garanten und G läubigern. Ohne eine 
solche is t jedoch keine Bürgschaft denkbar. Is t demnach auch 
die E rk lä rung  der sog. A n le ihegarantie  als öffen tlichrechtliche 
B ürgschaft verfeh lt, so e rg ib t sich, dass diese sog. Garantie 
sich un ter keinen der bekannten V ertragstypen eingliedern 
lässt. Sie b ilde t also ein eigenes R echts institu t.

W erfen w ir  zum Schluss noch einen kurzen B lic k  auf die 
rechtspolitischen Betrachtungen, m it denen der Verfasser seine 
Abhandlung schliesst. W ährend die vö lkerrechtlichen Publizisten 
die B edeutung der vö lkerrechtlichen Garantie fü r  die po litische 
Praxis n ich t sonderlich hoch einschätzen, haben die Staats­
männer nam entlich der k le ineren Staaten von ih rem  W e rt eine 
bessere M einung. Der Verfasser n im m t an, dass le tztere A u f­
fassung das grössere Recht auf ih re r Seite hat. E r  verkenn t 
n ich t, dass die Garanten sich o ft ihren P flich te n  zu entziehen 
gewusst haben, dass die Garantien ungünstig  auf die Unab­
häng igke it des G arantierten e inw irken können. Anderseits 
m isst er aber dem In s t itu t ,  insbesondere deshalb, w e il es 
manchen Rechtsverletzungen vorbeuge, schon heute beträcht-

9) z. B. v. U llm a n n , 1908, S. 279,

liehe praktische Bedeutung bei, die sich noch erheblich steigern 
werde, wenn in  Z u k u n ft gewisse ihm  noch anhaftende M ängel 
beseitig t seien.

Es w ar im  Rahmen dieses kurzen Referates und an dieser 
Stelle n ich t m öglich und auch n ich t zweckmässig, zu den ein­
zelnen Ausführungen und zu der je w e ils  bekundeten Rechts­
auffassung Q u a b b e s  eingehend S te llung zu nehmen. N u r die 
kurzen, aber um so w ichtige ren Erörterungen über die sog. 
Anle ihegarantie sollten einer kritischen Nachprüfung un te r­
w orfen werden. Doch werden auch die übrigen A bschnitte  
des Buches dem, der tie fe r in  die ausserordentlich schw ierige, 
aber rechts- w ie  staatsw issenschaftlich interessante M aterie 
e ind ring t, manchen Anlass zur D ebatte und zu w e iterem  w issen­
schaftlichen Forschen bieten.

Bonn. P riva tdozent Dr. ju r .  F r i e d r i c h  G iese .

F.  T h o r  w a r t :  D ie Deutsche Genossenschafts-Bank von
Soergel, Parisius &  Co. und der G iroverband der D eutschen
Genossenschaften. B e rlin  1911.
Das neueste H e ft  der Genossenschaftlichen Z e it- und 

S tre itfragen, das sich selbst als einen B e itra g  zu den Fragen 
des genossenschaftlichen G rossbankkredits und der genossen­
scha ftlichen Zentra lkassen bezeichnet, k o m m t gerade gegen­
w ä rtig  sehr gelegen. Denn du rch  die Vorgänge des le tz ten  
Sommers, die Auseinandersetzung zwischen dem Raiffe isen- 
V erband und der Preussenkasse, is t die Frage der genossen­
schaftlichen K red itzen tra len  w ieder a k u t geworden. T h o r ­
w a r t  g ib t uns einen h is torischen U ebe rb lick  über die S te llung 
des Schulze-Delitzschschen A llgem einen Verbandes zu dieser 
Frage seit dem ersten A u ftauchen  des Verlangens nach einer 
Zentralkasse au f dem ersten Genossenschaftstage 1859. S icher­
lic h  w ar n iem and gegenwärtig berufener, diese E n tw icke lu n g  
zu schildern, als gerade T h o r  w a r t ,  de r lange Jahre eine 
führende S te llung in  diesen Fragen eingenommen h a t und 
das F ü r  und W id e r aus eigenster Anschauung, sozusagen 
am  eigenen Leibe erfahren ha t. T h o r w a r t  w e ist au f die 
grossen Verdienste der Genossenschaftsbank nam en tlich  durch 
die A usb ildung  des G iroverbandes h in , er zeigt aber auch 
offen die Fehler auf, die zum  schliesslichen Anschluss des 
A llgem einen Verbandes an die Dresdener B an k  und zu r L iq u i­
d ierung der Genossenschaftsbank füh rten .

T h o r w a r t s  S c h rift is t aber auch als eine R ech t­
fe rtigu ng  der S tellungnahm e des A llgem einen Verbandes 
zur Preussenkasse anzusehen. E r  verw eist au f eine Aeusserung 
M iquels, dass die Preussenkasse sich durch E in w irk u n g  au f die 
O rgan isa tion und durch Ratschläge le bh a ft m it  der V erw a l­
tu n g  der Verbände werde beschäftigen müssen und m ach t 
sich die A usführungen der F ra n k fu rte r Ze itung  zu eigen, 
dass die Preussenkasse danach strebe, die K rön un g  des ganzen 
genossenschaftlichen Aufbaues zu werden. T h o r  w a r t  
g ib t zu, dass be i den la nd w irtscha ftliche n  Kreditgenossen­
schaften die Frage du rch  ih re ganze S tru k tu r  eine andere 
sei, als fü r  die Genossenschaften des A llgem einen Verbandes, 
dessen ablehnende H a ltu n g  gegenüber der Preussenkasse 
ih m  gerade du rch  die le tz ten  Vorgänge n u r ge rech tfe rtig t 
erscheint. So v ie l m an auch über die Geschäftsgrundsätze 
der Preussenkasse s tre iten  mag, die Frage, ob sie w irk lic h  
„d ie  einzige oberste Spitze der genossenschaftlichen P yram ide*' 
sein wolle, scheint uns gegenwärtig doch noch n ic h t genügend 
ge k lä rt zu sein.

G e o r g  B r o d n i t z ,  H a lle  a. S.

Dr. G e o r g  O b s t ,  B ankd irektor und Dozent an der Handels­
hochschule Le ipz ig . W echsel- und Scheckkunde. Eine 
kurzgefasste E rläu te rung  der W echselordnung, des W echsel­
stempelgesetzes, des Scheckgesetzes usw. an der H and von 
Beispielen. M it einem Anhang: 185 Fragen und A n tw orten . 
V ie rte  verbesserte Auflage, 14.— 17. Tausend. Le ip z ig  1911. 
Verlag von E rnst Poeschel. Preis geb. 2 M.

Der Verfasser, einer der wenigen Dozenten, die g le ich­
ze itig  m itten  in  der Praxis stehen, hat das W echsel- und 
Scheckwesen in  grösster Anschau lichkeit, un te rs tü tz t durch 
zahlreiche Beispiele und Form ulare, dargestellt. Das Büchle in 
ze ig t alle Vorzüge, die w ir  beim Verfasser kennen, v o r allem 
die absolut voraussetzungslose E in fachheit der D ars te llung und 
eine rühm enswerte K la rhe it. Anerkennenswert is t auch die 
stete Heranziehung des Gesetzestextes. Das W erk  is t vor 
allem  zur E in fü h ru ng  der jungen  Handelsbeflissenen bestim m t. 
Es w ird  aber wegen der steten Bezugnahme auf die Praxis 
auch den jungen  Juris ten w illkom m en sein.

O harlottenburg. H e i l f r o n .


